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Einladung zur Pränumeration auf die 


„Krakauer Zeitung“ 


Mit dem 1. Juli 1860 beginnt ein neues vi 
f . 0 4 
— Abonnement unſeres Blattes. Der Pränu⸗ 
Sept zone reis für die Zeit vom 1. Juli bis Ende 
a beträgt für Krakau 4 fl. 20 Nkr., für 
Nkr. Kt Inbegriff der Poſtzuſendung, 5 fl. 25 
Krakau BR einzelne Monate werden für 
75 at * — kr., für auswärts mit 1 fl. 
eſtelungen find für Krakau bei der unterzei 
ungen ei 
legenen dminiſtration, für auswärts bei dem nächſt 4 
genen Poſtamt des In⸗ oder Auslandes zu machen. 


Die Administration. 


N 


Amtlicher Theil. 


Ueber den von der Staatsſchuldencommi 7 
35 4. Juli I, J. erſtatteten Aae kenne 
rag, in Betreff des Standes des geſammten Staats⸗ 
88 mit Ende Dezember 1859, hat der pro⸗ 
2 ee des k. k. Finanzminiſteriums in Folge 
— 2. Auftrages fein Gutachten abgegeben. Beide 
10 So 3 en laut Allerhöchſten Handſchreibens vom 
über erhaltene Alerbse r ae eee alten 
fentlich. hoͤchſte Ermächtigung hiemit veröf⸗ 


Allernnterthänigſter Vortrag 


der treugehorſamſten 


Staats ſchulden · Commiffion 


womit die Pie 5 Juni 1860, 3. 75, Wear 
eifung über d 
des 1860 erhobenen Stand 42 7 7 — neh 
ſchuld ehrerbietigſt überreicht wird. 2 
Euere Majeſtät! 

In pflichtſchuldigſter Vollziehung der Anordnungen 
des Allerhöchſten Patentes vom 23. Dezember 1859 
bat die treugehorſamſte Staats ſchuldencommiſſion die 
genaueſten Erhebungen über die unmittelbar vor Be⸗ 
ginn ihrer Wirkſamkeit mit 31. Dezember 1859 be⸗ 

ndene geſammte Staatsſchuld gepflogen. 

k. * dieſem Ende hat dieſelbe nicht nur von der 
1. Direction der Staatsſchuld, ſondern auch von der 
oe Staatö-redite: und Central⸗Hofbuchhaltung, von 
— Kameral = Hauptbuchhaltung, von den k. k. 
— von cdbaltungen in Krain und im Küſtenlande, 
Stadt au; den ſtändiſchen Buchhaltungen und von der 
Nach Wiener Magiſtrats buchhaltung die erforderlichen 
weſen eiſungen über den mit 31. Dezember 1859 ge⸗ 
S en Stand der Staatsſchuld beziehungsweiſe jener 
wuldgattungen abverlangt, worüber der beſagten k. k. 
eetion die Evidenzhalkung, dieſen Buchhaltungen 
aber die Rechnungs- Controle obliegt; endlich auch die 
Direction der priv. Oeſterreichiſchen Nationalbank um 
einen Ausweis über deren mit Ende De — r 1869 
beſtandene Forderungen an den Staat en er 

Diefe mit anerkennenswerther Weſchleunten l 
ferten Nachweiſungen wurden hierauf von ns un” 
borfamften Staatsfhuldencommiffion bezüglich ge 
einzelnen Schuldgattung nicht nur mit aller S 
geprüft, ſondern ſie hat überdies in den betreffenden 
Departements der k. k. Staats⸗Credits- und Gentral: 

ofbuchhaltung, welche über den größten Theil der 
taatsſchuld die Rechnungscontrole vollzieht, perſönlich 
inſicht in jene Rechnungsabſchlüſſe und Bücher ge⸗ 
2 — welche ſich deren u rn gründen, 
reugehorſamſte Staatsſchuldencommiſſion er⸗ 

Br ſich Eu. Majeſtät die nach dem Ergebniſſe ihrer 
thebungen verfaßte Zuſammenſtellung der mit Ende 
—— 1859 beſtandenen geſammten Staats ſchuld 
den re ehrerbietigſt zu unterbreiten und zugleich 
wcnn beobachteten Vorgang im Nachſtehenden zu 


weifun befonderen Rubriken dieſer detaillirten Nach⸗ 
macht. N einen jene Kapitalsſummen erſichtlich ge: 
ab f 
Dezember lebgerechnet, um welche ſich der, mit 31. 
durch die, erhobene Stand der Staatsſchuld 
Staate ſchuden Jeder Zeit im Beſitze des aufgelöften 
Staatsobligationetilgungsfondes vorhanden geweſenen 
dert hat, die b. reit nd andere Werthpapiere vermin⸗ 
girten österreichischen — getilgt, theils der privile⸗ 
lung auf ihre Forderun „ eltant als Abſchlagszah⸗ 
den find, gen an den Staat erfolgt wor⸗ 
Die Geſammtſchuld des lombard; 

Monte und ſonach die hi ardiſch⸗ venetianiſchen 

— birvon auf den Monte veneto 


— —ę—ͤ — nun Agd eaAT 


riger Abon⸗ 
etitzeile für IV. 


—— rien. 


entfallende / Quote konnte dermalen noch ni n 
nachgewieſen werden, weil die — aber diele 
Geſammtſchuld theilweiſe bis Ende Dezember 1859, 
nicht mehr an die k. k. Staats, Kredits“ und Cen⸗ 
tralhofbuchhaltung gelangten. Die Feſtſtellung dieſer 
Quote wird erſt durch die gemäß der Züricher Friedens: 
verträge zur Liquidatur des lombardiſch⸗venetianiſchen 
Monte zuſammengeſetzte internationale Kommiſſion 
ie mo aber: nd 

s wurden de auch die von der obgenannten 
Hoſbuchhaltung bis Ende März 1859 . 
im Beſitze des lombardiſch⸗venetianiſchen Amortiſations⸗ 
fondes vorhanden geweſenen Activ⸗Kapitalien, welche 
in verschiedenen Krediteffekten beſtehen, fo wie die hie⸗ 
von zu Gunſten des Monte veneto entfallenden An⸗ 
[ha 8 Paſſivſtande nicht abgerechnet, 
weil auch ü erwendung die wei im⸗ 
mungen erſt getroffen werd x g die weiteren Beſtim 

Die von der Staatsverwaltun i 
erzielten inländiſchen Atiengefelfgchten e ine 
fengarantien bilden für den genauen Nachweis des 
Standes der Staatsſchuld deßhalb kein Objekt, weil 
die hiefür nur eventuell zu leiſtenden Beiträge an 
die Aktien- Geſellſchaften nur vorſchußweiſe erfolgt 
werden. f 
Die unverlosbaren Domeſtikalſchulden der Stände 
in Nieder⸗Oeſterreich und in Steiermark, welche von 
von deren Buchhaltungen in den der treugehorſamſten 
Staats ſchuldenkommiſſion vorgelegten Nachweiſungen — 
als dermal ſchon zur Staatsſchuld gehörig — aufge⸗ 
nommen worden ſind, wurden von dieſer jedoch nicht 
in die Staattsſchuld miteingerechnet, weil die von den 
genanten Ständen behufs der angeſuchten Uebernahme 
dieſer Domeſtikalſchulden in die Staatsſchuld ſeit Jah⸗ 
ren eingeleiteten Verhandlungen noch ſchwebend ſind. 

Auch die Görzer ſtändiſche Domeſtikalſchuld wurde 
in die Staatsſchuld aus dem Grunde nicht einbezogen 
weil dieſelbe von der Staatsverwaltung noch nicht 
übernommen iſt und die Zahlung der Zinſen hiefür 
aus dem vom Staatsſchatze nicht dotirten Görzer Pro⸗ 
vinzialfonde geleiſtet wird. 

Die Grundentlaſtungsſchuld wird zwar nach ſtren⸗ 
ger Auslegung nur als eine Schuld der betreffenden 
Kronländer angeſehen. Da dieſelbe jedoch durch die 
Umlagen auf die ſämmtlichen Steuerpflichtigen getragen 
wird, vom Geſammtreiche verbürgt iſt, und deren 
Obligationen alle Rechte und Vorzüge der Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen genießen, ſo wurde auch der Stand 
dieſer Schuld und Central⸗Hofbuchhaltung genau er⸗ 
hoben, und in einem beſonderen Ausweiſe an die Zu⸗ 
d über die allgemeine Staatsſchuld ein⸗ 
gereiht. 

In dieſem Ausweiſe wurden noch insbeſonders die 
Summen (29,548.540 fl. 58 kr. öſterr. Währ.) jener 
Grundentlaſtungsobligationen in Evidenz gebracht, welche 
für die vom Staate aufgehobenen Laudemien (Verän⸗ 
derungsgebühren) ausgeſtellt worden ſind, und wofür 
der Staatsſchatz die Zinſen und die Kapitalszahlung 
an die Grundentlaftungsfonde zu leiſten hat. 

Da jedoch die Rückzahlung dieſer Kapitalien erſt 
nach Ablauf der diesfalls feſtgeſetzten ſpäteren Termine 
fattzufinden hat, fo wurden dieſelben dermal noch 
nicht in die Staatsſchuld mit eingerechnet. 

Nach dieſer Einleitung erlaubt ſich die kreugehor⸗ 
ſamſte Staatsſchuldenkommiſſion Eu. Majeftät zur 
Allergnädigſten Kenntniß zu bringen, daß nach der 
Hauptüberſicht ihrer Zuſammenſtellung die geſammte 
Staatsſchuld mit Anfang des Jahres 1860 ihrem 
Nennwerthe nach in folgenden Summen beſtanden bat: 
J. In der älteren Staatsſchuld mit Inbegriff der 
Wiener Währungs⸗Kameral⸗ fl. kr. 
Paſſip⸗Kapitalien mit . 105,214.991 22% 
Schuld in den neueren fundirten 
Se 

j in Conventions⸗Mze. 
mit Inbegriff der —— 
ſio⸗Kapitalien und der Averſual⸗ 
Quote für den Monte veneto 
er mit lu „SE. 

5 jene in Oe ichi 
Bährung bannt der ober, 
diſch⸗ Benetianiſchen Schuld mit 

III. in der ſchwebenden all: 
gemeinen Staatsſchuld mit In⸗ 
begriff der auf Oeſterreich ent⸗ 
fallenden Quote von der ſchwe⸗ 
benden Lombardiſch⸗Venetiani⸗ 
ſchen Schuld. ie eule 
in Oeſterreichiſcher Währung. 


1.818, 223.207 58 / 


73,302.958 77 


345,214.156 45 


Jahrgang. 


die erſte Einrückung 


um den Betrag der Geſammtſumme der Staats⸗ 
ſchuld in Oeſterreichiſcher Währung überſichtlich darzu⸗ 
ſtellen, wurde die verlosbare ältere, dann die neuere in 
Conventions⸗Münze verzinsliche Schuld auf ein Fperz. 
Kapital, die eee und die neee 
ach ihrem emäß der 

Schulden aber n . 75 8 unwerthe g 200 


. CM. OW. 
Münzverhältniſſe von 100 42 und 100 105 um⸗ 
gerechnet, wonach ſich die 1 Ye 
. r. 


J und II bezeichneten konſoli⸗ g 
1,922,857.375 74½ 


dirten Schuld mit 

ergibt, und nach Einrechnung N 

der ſchwebenden Schuld mit. 345,214.146 45 

die geſammte Staatsſchuld in 6 
Oeſterreichiſcher Währung. 2.268,071.532 19% 0 
mit einem jährlichen Zinſener⸗ 

forderniß von u.» 99,465.946 59 
Oeſterreichiſcher Währung zu Anfang des Jahres 1860 
beſtanden hat. 6 

Die treugehorſamſte Staats ſchuldenkommiſſion hat, 
um eine genaue Kontrole bezüglich der Staats ſchuld 
wirkſam vollziehen und den nach §. 11 des Allerhoͤch⸗ 
ſten Patentes vom 23. Dezember 1859 ihr ferner ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen mit aller Verläßlichkeit nach⸗ 
kommen zu können, beſchloſſen, auf Grundlage des von 
ihr erhobenen Standes der Staatsſchuld eine Haupt⸗ 
aufſchreibung über dieſelbe zu führen und dadurch alle 
Veränderungen, welche ſich nach vollzogener Prüfung 
der ihr von der k. k. Direktion der Staatsſchuld mit 
Schluß jeden Semeſters zu übergebenden gehörig beleg⸗ 
ten Berichte ergeben, ſelbſtſtändig in Evidenz zu halten. 

Wie Eu. Maj. aus der ehrerbietigſt unterbreiteten 
Zuſammenſtellung zu entnehmen allergnädigſt geruhen 
wollen, beſtehen für die Staatsſchuld 101 Gattungen 
von — in dreierlei Währungen — nach 16 verſchie⸗ 
denen Be a" a 30 27 5 

zu 1 — “ ART BETT? r — 3 — 
3% % — 3%, 3½ — 3%, — 4 4½ 5 
und 6 pCt. verzinslichen und überdies noch in 197 
Unterabtheilungen ausgeſtellten Obligationen. 
„Vieljährige Erfahrung lehrt, daß eine ſolche Ver⸗ 
ſchiedenheit in den Währungen, nach welchen die Inter 
reſſen zu berechnen ſind, und die große Mannigfaltig⸗ 
keit der Obligations⸗Kategorien, gegenüber der in ande⸗ 
ren Staaten darin herrſchenden Einfachheit nicht geeig⸗ 
net iſt, den in⸗ und ausländiſchen Verkehr von Oeſter⸗ 
chiſchen Staatsobligationen zu erleichtern, ſondern dem⸗ 
ſelben hemmend entgegenwirke. 

Eine ſo namhafte Mannigfaltigkeit der Staatsſchuld⸗ 

verſchreibungen erheiſcht aber auch einen ſehr bedeuten 
den Aufwand an Geld, Zeit und Arbeitskräften ſowohl 
in Betreff der Ausfertigung der Obligationen und be⸗ 
ziehungsweiſe der Koupons, als auch in Betreff der 
Kaſſegebarung, Rechnungslegung und der Kontrole, fo 
daß ſchon aus ſtaatsökonomiſchen Rückſichten eine all⸗ 
mälige Umwandlung der geſammten ſo vielfältig ge⸗ 
gliederten Staatsſchuld auf einen einheitlichen Zinsfuß 
und zwar vorerſt zu 5 pCt. und in Eine Währung 
hoͤchſt dringend und nützlich erſcheint. 
In Würdigung dieſer Verhaͤltniſſe haben Eu. Ma⸗ 
jeſtät zur Vereinfachung des Staatsſchuldenweſens be⸗ 
reits mit der Allerhöchſten Entſchließung vom 3. Sep⸗ 
tember 1858 eine freiwillige Konvertirung aller nicht 
mit einer Verloſung oder mit einer beſtimmten Rück⸗ 
zahlung verbundenen unter 5 pt. verzinslichen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen in die einzige Obligations⸗Kate⸗ 
gorie zu 5 pCt. in Oeſterreichiſcher Währung nicht nur 
allergnädigſt genehmigt, ſondern Allerhöͤchſt ſich auch 
nach Inhalt des §. 6 des Allerhöͤchſten Patentes vom 
23. Dezember 1859 vorbehalten, Maßregeln zur alle 
mäligen Umwandlung aller nicht in Verloſungen be⸗ 
griffenen Staatsſchuldverſchreibungen in ſolche, auf 
Oeſterreichiſche Währung lautende und zu 5 pCt. ver⸗ 
zinsliche, anzuordnen. 5 

Durch die freiwillige Konvertirung ſind vom 15. 
November 1858 bis 31. Dezember 1859 öperz, Obli⸗ 
gationen in Oeſterreichiſcher Währung nur im Geſammt⸗ 
betrage von 38,327.630 fl., — mithin nur für einen 
geringen Theil der zur Konvertirung geeignet geweſenen 
Staats ſchuldverſchreibungen zur Ausfertigung gelangt, 
weil die vom k. k. Finanzminiſterium unterm 26. Ofto- 
ber 1858, 3, 4393/FM., dann unterm 4. Mai 1859, 
3. 2399/ FM. erlaſſenen Beſtimmungen ſowohl über 
die bei der Konvectirung bar zu leiſtenden Aufzahlun- 
gen zur Erlangung von Öperz- Obligationen und Theil⸗ 
ſchuldverſchreibungen in Oeſterreichiſcher Währung, als 
auch über das ungleichartige Einhebungsperzent der 
Einkommenſteuer (welches von den Intereſſen der Conv. 
Münze⸗ Obligationen nur 4/00 Pt., dagegen von 


nementspreis: für Krakau 4 fl. 20 Nr., mit Verſendung 5 fl. 25 Nie — 
7 kr., FA jede weitere Einrückung 3%, Nkr.; Stämpelgebühr 


miniſtration der „Krakauer Zeitung.“ Zuſendungen werden franoo erbeten. 


— Zr — ner een, 
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Die angeln Rumm 
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jenen in Oeſterreichiſcher Währung aber mit vollen 
5 pCt. in Abzug gebracht wird) die Kondertirung zu 
fördern nicht geeignet waren. 

Nachdem jedoch die bisherigen Hemmniſſe der Kon⸗ 
vertirung im Hinblicke auf die wichtigen nachhaltigen 
Folgen einer zwangsweiſe durchzuführenden Konverti⸗ 
tung im gleichzeitigen Intereſſe des Staates und ſeiner 
Glaͤubiger ſich beſeitigen laſſen, fo erlaubt ſich die treu⸗ 
gehorſamſte Staats ſchuldenkommiſſion den allerunter⸗ 
thänigften Antrag: Eu. Majeftät mögen allergnädigſt 
geruhen, zu verordnen: — 

daß die allmälige Beet © aller nicht in Ver⸗ 
loſung begriffenen Conventions⸗ tünze⸗Staatsſchuld⸗ 
Verſchreibungen in 5 pCt. verzinsliche Obligationen in 
Oeſterreichiſcher Währung binnen einer Allet hoͤchſt feſt⸗ 
zuſetzenden Friſt in Ausführung gebracht und dabei der 
Grundſatz aufrecht erhalten werde, daß die Staatsgläu⸗ 
biger weder im bisherigen Zinſengenuſſe noch an ihren 
Kapitalien verletzt werden würfen. £ 

Da für den Fall, als von Eu, Majeftät dieſer aller⸗ 
unterthaͤnigſte Antrag die Allerhoͤchſte Genehmigung 
e IE aD 1. 4 entſprechender es, 

erung der i onventions⸗ nze verzinsli uld 
die Sthatsiguib en er Wabeung in —.— 
kurzen Zeitraume eitie beträchtliche Höhe erreichen und 
dadurch die hiefür im §. 6 des Allerhöochſten Patentes 


vom 23. Dezember 1859 feſtgeſetzte jährliche Tilgungs · 


quote eine ſehr empfindliche Laſt für die Finanzverwal⸗ 
tung werden dürfte, ſo erlaubt ſich die treugehorſamſte 
Staatsſchuldenkommiſſion weiters den allerunterthänig- 
ſten Antrag: Eu. Majeſtät mögen allergnädigſt anord⸗ 
nen: daß derzeit die Tilgung der Staatsſchuld einzig 
und allein nur auf jene im 5 5 des vorbefagten Aller 
hoͤchſten Patentes bezeichneten Staats ſchuld⸗Verſchrei⸗ 
bungen beſchränkt bleibe, welche vermöge der in den be 
züglichen Anlehensbeſtimmungen enthaltenen ausdrück⸗ 
lichen Zuſicherung theils durch Verloſungen, theils durch 
boͤrſemäßige Einlöſung getilgt werden müflen; daß je⸗ 
doch mit einer weiteren Tilgung der in Oeſterreichiſcher 
Währung ausgeſtellten Obligationen in ſo lange inne⸗ 
gehalten werde, bis nicht Ueberſchüſſe aus den Staats⸗ 
einnahmen die genügenden Mittel bieten, nicht nur die 
Tilgung der auf Oeſterreichiſche Währung lautenden — 
ſondern auch jene der übrigen Obligationen theilweiſe 
bewirken zu können, weil ſonſt nur mit Hilfe neu zu 
kontrahirenden Schulden die Tilgung älterer Schulden 
ſtets mit Opfer verbunden ſein würde. 
Wien, am 4. Juni 1860, 
Joſef Fürſt zu Colloredo⸗Mannsfeld m. p. 
Alphons Mg. Pallavicini m. p. 
Baron Anſelm v. Rothſchild m. p. 
3. C. Ritter v. Popp m. p. 
Moriz Ritter v. Wodianer m. p. 
Peter Ritter v. Murmann m. p. 
A. Edler v. Dück m. p. 


Alletunterthänigſter Vortrag 


des prov. Leiters des Finanzminiſteriums, dd. 6. Juli 
1860 2933/FM., 


über den, von der Staatsſchuldenkommiſſion erſtatteten 
allerunterthänigſten Vortrag vom 4. Juni 1860, 
0 Euere Majeftät! 

Indem die Staatsſchuldenkommiſſion mit dem bei⸗ 
liegenden allerunterthaͤnigſten Vortrage einen Ausweis 
über den „Stand der geſammten öſterreichſchen Staats: 
ſchuld mit 31. Dezember 1859 überreicht und den 
bei Verfaſſung diefes Ausweiſes beobachteten Vorgang 
andeutet, lenkt fie zugleich die Allerhöchſte Aufmerkſam⸗ 
keit Eu. Majeftät auf den Umftand: daß die öſterrei⸗ 
chiſche Staatsſchuld aus 101 Gattungen von, in drei⸗ 
erlei Währungen und nach 16 verſchiedenen Perzen⸗ 
tualfägen verzinslichen und überdies noch in 197 Uns 
terabtheilungen ausgeſtellten Obligationen beſtehe, was 
— gegenüber der in anderen Staaten darin en⸗ 
den Einfachheit nicht geeignet fei, den Verkehr von 
öſterreichiſchen Staatsobligationen zu erleichtern, ſon⸗ 
dern denſelben hemmend entgegenwirke. 25 namhafte 
Mannigfaltigkeit der Staatsjhuloverfhrt ungen er: 
heiſche einen ſehr bedeutenden tie An Geld, 
Zeit und Arbeitskräften fomobl ie er Ausfer⸗ 
gung der Obligationen unt > Kechn „als auch hin⸗ 
ſichtlich der Kaffegebarung, Poher ungslegung und 
der Kontrole, und es eg e aus ökonomiſchen 
Rückſichten eine allmalſge gi an lung der geſamm⸗ 
ten Staatsſchuld auf 15 insfuß, und zwar vorerſt 
von 5 pt. und auf ein e Währung hoͤchſt dringend 


lich · j 
und nützli habe ſchon die Allerhöchſte Entſchließung 


Deshalb \ 
vom 3. September 1858 die freiwillige Konvertirung 


gewiſſer Obligationen in eine, zu 5 pt. 
Währ. verzinsliche Kategorie allergnaͤdigſt 
und das allerhoͤchſte Patent vom 23. Dezember 1859 
(R. G. B. Nr. 226) im $. 6 Maßregeln zur allmä⸗ 
ligen Umwandlung der Obligationen in öſterreichiſche 
Währungs⸗ und Öpercentige Staats ſchuldverſchreibun⸗ 
gen in Ausſicht geſtellt. Die bisherige freiwillige Kon⸗ 
vertirung aber habe den erwünſchten E 5 dem 
Grunde nicht herbeigeführt, weil nach den Miniſterial⸗ 
Erläſſen vom 26. Oktober 1858, 8. 4393, FM. und 
vom 4 Mai 1859, 3. 2390,FM. auch bare Aufzahlungen 
zu leiſten find und weil die Fpercentigen, auf öſterrei⸗ 
chiſche Währung lautenden Obligationen volle 5 pCt. 
an Einkommenſteuerabzug erleiden, während derſelbe 
Abzug bei den Conventions⸗Münze⸗ Obligationen nur 
47% 50" Pt. betrage. 

Da jedoch die bisherigen Hemmniſſe der Konver⸗ 
tirung ſich beſeitigen laſſen, fo trägt die Staatsſchul⸗ 
denkommiſſion darauf an: daß die allmälige Umwand⸗ 
lung aller, nicht in Verloſung begriffenen Conv. Münze⸗ 
Schuldverſchreibungen in, zu 5 pt. verzinsliche, auf 
öſterreichiſche Währung lautende Obligationen binnen 
einer von Eu. Majeſtät feſtzuſetzenden Friſt ausgeführt, 
dabei der Grundſatz aufrecht erhalten werde wonach 
die Staatsgläubiger weder in dem bisherigen Zinſen⸗ 
genuſſe, noch an ihren Kapitalien verletzt werden. 
Weil aber, in der Vorausſetzung der Allerhöͤchſten Ge⸗ 
nehmigung dieſes Antrages, die Staatsſchuld in öſter⸗ 
reichiſcher Währung bald eine beträchtliche Hoͤhe errei⸗ 
chen würde und hiedurch die, im $. 6 des Allerhoͤch⸗ 
ſten Patentes vom 23. Dezember 1859 feſtgeſetzte 
jährliche Tilgungsquote für die Finanzen eine ſehr em⸗ 
pfindliche Laſt werden dürfte, ſo fügt die Staatsſchul⸗ 
denkommiſſion den weiteren Antrag bei, daß die Til⸗ 
gung der Staatsſchuld nur auf die, im F. 5 des Aller: 
höchſten Patentes vom 23. Dezember 1859 bezeichne⸗ 
ten Staatsſchuldverſchreibungen beſchränkt bleibe, bis 
Ueberſchüſſe aus den Staatseinnahmen genügende Mit⸗ 
tel bieten, mit einer theilweiſen Tilgung aller Obliga⸗ 
tions⸗Kategorien vorzugehen. 

Gutachten. 

Nach F. 10 des wiederholt bezogenen Allerhöchſten 
Patentes hatte die Staatsſchuldencommiſſion von dem 
damaligen Stande der Staatsſchuld nach den darüber 
geführten Büchern und Vormerkungen Einſicht zu neh⸗ 
men. Zur Erſtattung eines allerunterthänigſten Vor⸗ 
trages wäre wohl erſt dann der Moment eingetreten, 
nachdem der Staats ſchuldencommiſſion mit Schluß des 
erſten Semeſters des Jahres 1860 von der Staats⸗ 
ſchuldendirection Bericht erſtattet und dieſer einer ein⸗ 
dringlichen Prüfung von Seite der genannten Com⸗ 
miffion unterzogen worden. Der mit dem vorliegenden 
allerunterthänigſten Vortrage überreichte Ausweis ſtellt 
die Staatsſchuld nach dem Stande der zwei erſten 
Monate des Kameraljahres 1860 dar und iſt für die 
Zwecke der Staatsſchuldencommiſſſon von beſonderem 
Werthe, indem ſie hieran die bis zum Schluſſe des 
erſten Semeſters 1860 vorgefallenen Aenderungen in 
dem Geſammtſchuldenſtande anknüpfend nunmehr auf 
leichte Weiſe den wahren Stand der Staatsſchuld, wie 
er ſich mit Ende des erſten Semeſters 1860 ergibt, 
darzuſtellen vermag. 

Dieſer an ſich ſehr überſichtlich und klar gefaßte 
Ausweis ſtimmt übrigens mit den mir zu Gebote ſte⸗ 
henden Daten in mehreren Anſätzen nicht überein und 
ſtellt den Paſſiv⸗Capitalienſtand gegen die dem gedruck⸗ 
ten Voranſchlage für das Verwaltungsjahr 1861 zu 
Grunde liegenden Nachweiſungen um einen Betrag 
von mehr als 63 Millionen geringer dar. Ich wäre 
in der Lage, ſchon jetzt die weſentlichſten Differenzen 
aufzuklären, glaube aber, daß der von der Staatsſchul⸗ 
dencommiſſion gemäß §. 11 des Allerhöchſten Patentes 
vom 23. Dezember 1859 eindringlich zu prüfende, um⸗ 
ſtändlich und gehörig belegte Bericht der Staats ſchul⸗ 
dendirection über die Angelegenheiten des Schulden⸗ 
weſens der Commiſſion, welche hierüber einen zur öof⸗ 
fentlichen Kenntniß zu bringenden allerunterthänigſten 
Vortrag an Eu. Majeſtät zu erſtatten hat, ſelbſt die 
Gelegenheit bieten wird, ihren jetzt vorgelegten Aus⸗ 
weis zu ergänzen und zu berichtigen, worüber die be⸗ 
zügliche Vorlage, gemäß §. 3, Abſatz 1, des kaiſerlichen 
Patentes vom 5. März 1860 an den verſtärkten Reichs 
rath gelangen wird. 

Was nun die Veröffentlichung des gegenwärtigen 
allerunterthänigſten Vortrages der Staatsſchuldencom⸗ 
miſſion betrifft, ſo iſt dieſelbe durch die Beſtimmung 
des berufenen §. 11 des Allerhöchſten Patentes vom 
23. Dezember v. J. zwar nicht geboten, weil dieſe 
Beſtimmun 
Laufe des Semeſters zu erſtattenden Vortrag im Auge 
hat und überhaupt andere, als die Semeſtralberichte 

ar nicht bezielt. Nachdem aber das Publicum die Be⸗ 
anntmachung des hoͤchſt ſchaͤtzbaren Inhaltes des ebenſo 
gediegenen als lichtvollen Vortrages erwartet, und die 
Anwendung der vollſten Oeffentlichkeit dem Intereſſe 
der Finanz⸗Verwaltung nur höchſt erwünſcht fein kann, 
fo nehme ich nicht nur keinen Anſtand, ſondern muß 
mir vielmehr die allerunterthänigſte Bitte erlauben, 
daß die Bekanntmachung Mittelft der officiellen Zeitung 
allergnädigſt bewilligt werde. 

Es erübrigt mir daher nur, über den Antrag der 
genannten Commiſion: 

„Sämmtliche nicht in Verloſung begriffene Conven⸗ 
tions⸗Münze⸗Schuldverſchreibungen in, zu 5 pCt. vers 
zinsliche, auf Oeſterreichiſche Währung lautende Obli⸗ 
gationen allmälig umwandeln zu laſſen “ meine ehr⸗ 
erbietigſte Anſicht auszuſprechen. 

Wenn man von dem, was im Laufe der Zeiten ge⸗ 
ſchaffen worden, abſehen und erſt jetzt zur Emiffion 
der geſammten Staatsſchuld ſchreiten könnte, ſo würde 
man freilich nicht ſich beifallen laſſen, fo vielfältige 
Kategorien von Obligationen in Umlauf zu bringen, 
wie ſie nunmehr beſtehen. Dieſe vielfältigen Kategorien 


den mit Schluſſe, und nicht einen im] F 


in öſterr.] Jahrhunderten entſtanden und ihre Mannigfaltigkeit iſt 
genehmigt leicht begreiflich, wenn man erwägt, welche erſchütternde 


Ereigniſſe den Oeſterr. Geſammtſtaat oder einzelne 
Provinzen deſſelben getroffen und wie die jeweiligen 
Verhälkniſſe bald eine höhere, bald eine geringere Ver⸗ 
zinſung nothwendig oder nach der damaligen Anſchau⸗ 
ung wenigſtens räthlich machten. Die große Mannig⸗ 
faltigkeit der Kategorien Oeſterreichiſcher Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen iſt demnach das Ergebniß vorausgegan⸗ 
gener Zuſtände, deſſen Beſeitigung leichter zu wünſchen 
als durchzuführen iſt. 

Allerdings hat ſchon Freiherr v. Bruck mit Aller⸗ 
hoͤchſter Genehmigung den Oeſterreichiſchen Staatsgläu⸗ 
bigern die Konvertirung aller, nicht in klingender Münze 
mit weniger als 5 pCt. verzinslichen und nicht verlos⸗ 
baren Obligationen in 5 perzentige, auf Oeſterreichi⸗ 
ſche Währung lautende freigeſtellt und im $. 6 des 
Allerhöchſten Patentes vom 23. Dezember 1859 iſt 
der Vorbehalt von Maßregeln zur allmäligen Umwan⸗ 
dlung aller, nicht in Verloſung begriffenen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen in ſolche, auf Oeſterreichiſche 
Währung lautende und zu 5 pCt. verzinsliche ausge⸗ 
ſprochen. 

Es verdient aber eine reifliche Erwägung, ob es 
möglich ſei, dieſe Umwandlung ohne unverhältnißmä- 
ßige Opfer von Seite der Staatsverwaltung zu be⸗ 
werkſtelligen? 


Denn darüber dürfte kaum eine Verſchiedenheit der 


Anſichten beſtehen: daß eine zwangsweiſe Umwandlung 
unzuläſſig ſei. Abgeſehen davon, daß jede Umwandlung 
von Obligationen für den Beſitzer derſelben, wenn er 
ſich nicht in der Hauptſtadt eines Kronlands aufhält, 
mit Unkoſten für die Hin⸗ und Rückſendung der Ob⸗ 
ligationen und mit anderweitigen Unzukömmlichkeiten 
verbunden iſt, erſcheint jeder Zwang, der nicht durch 
gewichtige höhere Staatsrückſichten geboten iſt, unge 
rechtfertigt, — daß aber eine ſolche Staatsrückſicht hier 
nicht eintrete, liegt wohl außer Zweifel. Ein ſolcher 
Zwang müßte aber um fo bedenklicher erſcheinen gegen: 
über den ausländiſchen Gläubigern, bei welchen jedes 
noch ſo unbedeutende ihnen zugemuthete Opfer ungün⸗ 
ſtig für den Oeſterreichiſchen Staatskredit wirken würde. 
Diefe Bemerkung gilt insbeſondere von den Holländi⸗ 
ſchen Gläubigern, bei welchen notoriſch eine beſondere 
Vorliebe für die 2%, perz. Metalliques⸗Obligationen 
beſteht; weßhalb denn auch in den Erläſſen vom 1. 
September 1851 und 4. September 1852 (R. G. B. 
Nr. 202 und Nr. 174) und zwar im §. 5 und be⸗ 
ziehungsweiſe $. 4 der Emiſſionspreis der beiden da⸗ 
mals eröffneten Anlehen für die 2½ perz. Obligatio⸗ 
nen um 2 fl. 30 kr. C. M. für jedes Hundert erhöht 
wurde. Ein zwangsweiſes Umwandeln der 2½ perz. 
Obligationen in 5 perz. wäre daher eine Entziehung 
des von den Gläubigern entgeltlich erworbenen Rech⸗ 
tes. Ich könnte daher mir nimmermehr erlauben, eine 
Maßregel zu befürworten, welche eine Beirrung dieſes 
Rechtes zur Folge hätte. Denn ich bin von der Ueber⸗ 


zeugung dene daß die gewiſſenhafte Achtung d 


der Rechte der Staatsgläubiger und die genaueſte 
füllung aller gegen ſie übernommenen Verbindlichkei⸗ 
ten, wäre dies auch nur mit den ſchwerſten Opfern 
möglich, für die Finanzverwaltung als leitender, unab⸗ 
änderlicher Grundfag gelten müſſe. g 
Sollte dennoch eine zwangsweiſe Umwandlung ge⸗ 
boten werden, ſo müßte den Staatsgläubigern als 
vollkommener Erſatz ein mit der Umwandlung ver⸗ 


bundener weſentlicher Vortheil eingeräumt wer⸗ 


den. Die gegenwärtigen finanziellen Verhältniſſe find 
aber nicht von der Art, daß den Gläubigern auf Ko⸗ 
ſten des Staatsſchatzes Vortheile gewährt werden 
ſollten, die bei der großen Maſſe von zu fonvertiren- 
den Obligationen dem Staatsſchatze empfindlich werden 
müßten. | 
Dazu tritt noch die Betrachtung, daß durch die 
Umwandlung aller Staatsſchuldverſchreibungen, die 
nicht auf Oeſterreichiſche Währung lauten, mit der 
Liquidirung derſelben und mit der Ausfertigung der 
neuen Obligationen ein Aufwand von Zeit, Arbeit und 


Koften verbunden wäre, für welchen ein Maßſtab ing 


der Thatſache zu finden iſt, daß mehr als 400 Mil: 
lionen Stücke Obligationen beſtehen, — worunter aus 
älterer Zeit zahlloſe Obligationen über Beträge von 
wenigen Gulden, ja ſelbſt nur von wenigen Kreu⸗ 
zern. — Für dieſe müßten nach ihrer Umwandlung, 
ſowohl bei den Kreditskaſſen als bei der Kredits⸗ 
Hofbuchhaltung neue Liquidationsbücher verlegt werden. 

Endlich ergibt ſich noch eine Schwierigkeit in der 
Ausführung der Umwandlung, wenn — wie es jeden 
alls ſehr zu wünſchen wäre — eine jede neue 
Staatsſchuldverſchreibung auf runde Beträge zu 100, 
500 — 1000 fl. oder wenigſtens zu 50 fl. lauten ſollte. 
Denn jede Metalliques⸗Obligation zu 5 pCt. gibt, auf 
Oeſterreichiſche Währung umgewandelt, einen Mehrbe⸗ 
trag von 5 fl. für jedes Hundert. Die auf Namen 
lautenden Obligationen der Verloſungsſchuld aber lau⸗ 
ten auf Beträge, die ſehr häufig geringer als 50 fl., 
oder durch 10 ohne Reſt nicht theilbar ſind. Was 
ſoll nun mit ſolchen Obligationen geſchehen? Die von 
dem Finanzminiſter Freiherrn v. Bruck angeordnete 
Aufzahlung des auf 10 fl. fehlenden Betrages hat 
allerdings — wie die Staatsſchulden⸗Kommiſſion bes 
merkt — nicht dazu beigetragen, die Konvertirung be⸗ 
ſonders beliebt zu machen. Sie iſt aber nicht zu ver⸗ 
meiden, wenn man Obligationen über runde Beträge 
wünſcht, und wenn nicht die Staatsverwaltung den, 
durch eine Obligation nicht ausgleichbaren Betrag 
bar hinauszahlen will, was aber gegenwärtig nicht 
möglich iſt. 

Die Staatsſchulden-Kommiſſion hegt, wie mir 
ſcheint, eine ſehr übertriebene Vorſtellung von den 
nachtheiligen Folgen der beſtehenden Mannigfaltigkeit 
der Oeſterreichiſchen Staatsſchuldverſchreibungen. Die 
Kaſſen⸗ und Buchhaltungsgeſchäfte bezüglich der ver⸗ 


find aber allmälig im Laufe von mehr als anderthalb I ſchiedenen Kategorien von Obligationen find ganz 


zweckmäßig in die beſtehenden Departements vertheilt 
und die, den bezüglichen Departements zugewieſenen 
Beamten ſind ſo eingeübt, daß jede Schwierigkeit in 
der Geſchäftsbehandlung völlig verſchwindet, zumal da 
alle Kapitals⸗ und Zinſenvorſchreibungen vorlängft in 
den Büchern eingetragen ſind. Auch dann, wenn die 
beantragte Umwandlung ganz durchgeführt ſein würde, 
müßten verſchiedene Departements beſtehen, und der 
Unterſchied läge nur darin, daß den einzelnen Depar: 
tements — anſtatt der Obligations- Kategorien — 
gewiſſe Nummern: Gruppen zugetheilt wären. 

Daß aber die beſtehende Mannigfaltigkeit den Ver⸗ 
kehr mit Oeſterreichiſchen Staatspapieren hemme — 
wie die Staatsſchuldenkommiſſion behauptet — iſt 
ſchwer begreiflich und wird durch die Erfahrung inſo⸗ 
ferne widerlegt, als es notoriſch iſt, welch große Maſ⸗ 
ſen von Oeſterreichiſchen Papieren im Auslande unter⸗ 
gebracht ſind. So viel läßt ſich zwar nicht leugnen, 
daß der ausländiſche Verkehr ſich gröͤßtentheils mit 
Öperz. und (vorzugsweiſe in Holland) mit 2½perz. 
Metalliques⸗Obligationen befaſſe, und daß Obligationen 
von anderem Perzentual⸗Ausmaße wenig beliebt ſind. 
Es darf aber wohl die Frage zur Erwägung empfoh⸗ 
len werden: ob es finanziell zweckmäßig iſt, Obliga⸗ 
tions⸗Kategorien, welche wegen ihrer minderen Beliebt⸗ 
heit auf dem Börſenmarkte beinahe gar nicht erſchie⸗ 
nen, durch deren Umwandlung in die beliebten Öperz. 
Obligationen Oeſterreichiſcher Währung in den Verkehr 
zu bringen, hierdurch den Geldmarkt mehr zu beſchwe⸗ 
ren und den Kurswerth der Obligationen Oeſterreichi⸗ 
ſcher Währung — den man möglichſt heben will, um 
zur Konvertirung anzueifern — allmälig herabzu⸗ 
drücken. | 
Alle, hier ehrerbietigft angedeuteten Rückſichten ber 
ſtimmen mich allerunterthänigſt vorzuſchlagen: daß dem 
Antrage der Staatsſchuldenkommiſſion, über deſſen 
praktiſche Durchführung ſie gar keine Andeutungen 
gibt, die Allerhöchſte Genehmigung nicht zu Theil, die 
Konvertirung vielmehr nur auf jenen Umfang beſchränkt 
werde, welcher in dem Finanzminiſterialerlaſſe vom 26. 
Oktober 1858 (R.⸗G.⸗B. Nr. 190) bezeichnet und mit 
der beiliegenden Allerhöchſten Entſchließung vom 3. 
September 1858 allergnädigſt genehmigt worden iſt. 
Obnehin find bereits — wie Eu. Majeſtät aus dem 
beiliegenden Ausweiſe allergnädigſt zu entnehmen ge⸗ 
ruhen — bis Ende Mai 1860 68,067,251 fl. in 
Obligationen von weniger als Öperz. Verzinſung kon⸗ 
vertirt und dafür 54.531.310 fl. in Obligationen 
Oeſterreichiſcher Währung und 40.090 fl. in Theil⸗ 
Schuldverſchreibungen hinausgegeben worden. Da nach 
§. 6 des Allerhöchſten Patentes vom 23. Dezember 
1859 von dieſen Staatsſchuldverſchreibungen wenig⸗ 
ſtens ein halbes Perzent ihrer Geſammtſumme börſe⸗ 
mäßig eingelöſt werden muß, fo kann bei dem Fort: 
ſchreiten der Konvertirungs⸗Operation das, einzulöjende 
halbe Perzent in nicht ferner Zeit eine Hohe erreichen, 
welche zu bedecken den Finanzen beschwerlich werden 
ürfte. Semee bieter Moment eintreten, fo behalte ich 
mir vor, Eu. Majeſtät den allerunterthänigſten Antrag 
zu erſtatten: ob die Konvertirung eingeſtellt oder auf 
engere Grenzen zurückgeführt werde. Die Einſtellung 
der börſemäßigen Einlöfung des halben Perzentes der 
Geſammtſumme — welche die Staatsſchuldenkommiſ⸗ 
ſion, freilich nur für den Fall der baldigen Umwand⸗ 
lung der verſchiedenen Obligationen vorſchlägt — ſchiene 
mir deßhalb unzukömmlich, weil ſie eine, erſt kürzlich 
mit dem Allerhöchſten Patente vom 23. Dezember 
1859) den Beſitzern von Obligationen Oeſterreichiſcher 
Währung gegebene, durch das Allerhöchſte kaiſerliche 
Wort verbürgte Zuſicherung widerriefe, oder die Noth⸗ 
wendigkeit herbeiführte, die nach dem Widerrufe aus⸗ 
zufertigenden Obligationen, welche nicht eingelöſt wer⸗ 
den, von den früher hinausgegebenen zu unterſcheiden 
und dadurch abermals eine neue Kategorie zu ſchaffen. 

Eu. Majeſtät dürften Sich allergnädigſt beſtimmt 
finden, den oft erwähnten Bericht der Staatsſchulden⸗ 
kommiſſion nebſt meinem gegenwärtigen allerunterthä⸗ 
nigſten Vortrage an den verſtärkten Reichsrath gelan⸗ 
en zu laſſen, indem es ſich jedenfalls um eine, zwar 
im Allerhöchſten Patente vom 23. Dezember 1859 
nicht bezielte, aber dennoch thatſächlich erfolgte und ho⸗ 
hes Intereſſe gewährende Vorlage der Staatsſchulden⸗ 
kommiſſion handelt (§. 3, Abſatz 1 des Allerhöchſten 
Patentes vom 5. März 1860). 

Die von mir oben erbetene Bekanntmachung des 
Vortrages der Staatsſchuldenkommiſſion dürfte auch 
auf meinen gegenwärtigen allerunterthänigſten Vortrag 
allergnädigſt ausgedehnt werden, indem dadurch die 
Frage der zwangsweiſen Konvertirung der Staats⸗ 
ſchuld auch auf der Kehrſeite eine Beleuchtung ges 
winnt und allfällige Beſorgniſſe behoben werden. 

J v. Plener. 


Se. k. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Ent: 
ſchließung vom 28. Juni d. J. geruht, dem Finanzſekretär der 
Finanz⸗Landes Direction in Lemberg, Valentin Schimeczek, 
bei ſeinem Ueberttitte in den Ruheſtand, in Anerkennung ſeiner 
lanjährigen, treuen und guten Dienſtleiſtung, tarfrei den Titel 
und Rang eines faiſ. königl. Finanzrathes allergnädigſt zu ver⸗ 
leihen geru 5 
— — 


Vichtamtlicher Theil. 
Krakau, 13. Juli. 

Wie es heißt, finden in dieſem Augenblicke Un⸗ 
terhandlungen zwiſchen Frankreich, Rußland und 
der Pforte ſtatt, um ſich über die Art und Weiſe 
der Intervention in Syrien, wozu das Cabinet 
der Tuilerieen die Initiative ergriffen hat, zu verſtän⸗ 
digen. Nach der „N PZ.“ hat Fürſt Gortſchakoff 
eine neue Note an alle großen Mächte, welche aber⸗ 
mals die Nothwendigkeit einer Löſung der orientaliſchen 
Frage darzulegen ſucht, erlaſſen. Dieſelbe ſoll ſchon 
vor einigen Tagen in Paris eingetroffen ſein. 


Die „Donauzeitung“ bemerkſ zur türkiſchen Frage, 
„es laſſe ſich einerſeits nicht verkennen und die türki⸗ 
ſchen Staatsmänner ſelbſt geſtehen zu, daß die Be— 
ſchwerden chriſtlicher Unterthanen der Pforte, zu deren 
Organ ſich auch fremde Regierungen gemacht haben, 
theilweiſe thatſächlich begründet ſind; andererſeits aber 
ſei es nicht nur im Intereſſe des türkifchen Reiches, 
ſondern auch des Weltfriedens überhaupt wünſchens— 
werth, daß dieſen Beſchwerden ohne fremde Dazwi⸗ 
ſchenkunft und in einer Weiſe abgeholfen werde, durch 
welche dem Anſehen der legitimen Autoritäten des 
ottomaniſchen Reiches, der Autonomie und Una b⸗ 
hängigkeit der Pforte kein Abbruch geſchieht.“ 
Die „Donauzeitung“ findet, daß die Pfortenregie— 
rung mit der Einſetzung des Finanz⸗Comités, ſowie 
mit der Enquste-Reiſe des Großveziers das rich⸗ 
tige Verſtändniß ihrer Lage und der, Bedürfniſſe 
der Bevölkerung bethätigt habe, und wünſcht, daß 
dieſelben Grundſätze auch bei den künftigen Schritten 
derſelben maßgebend ſein mögen. Die Pforte iſt durch 
den pariſer Vertrag von 1856 in das „europäiſche 
Concert“ aufgenommen, fie iſt Mitglied der europäiſchen 
Staatenfamilie geworden. Indem ſie aber an den 
Segnungen des europäiſchen Völkerrechtes theilnimmt, 
hat ſie auch neue Verpflichtungen übernommen. Die 
„Donau⸗Zeitung“ hält es für „vollkommen ausführ⸗ 
bar, daß die Pforte den im pariſer Frieden gegenüber 
den vertragſchließenden Mächten übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen nachkomme, ohne ihrer politiſchen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und ſtattlichen Unabhängigkeit das Geringſte 
zu vergeben.“ l 

Ueber die Conferenz in Betreff Savoyens, 
d. h. der neutraliſirten Landſtriche iſt, nach der Ber: 
liner „Corr. Stern“ noch gar nichts entſchieden. Nur 
England hat deſinitiv zugeſagt; aber weder Preußen 
noch Oeſterreich haben ſich bis jetzt ausgeſprochen. 
Man unterhandelt, und ſo lange die Schweiz darauf 
beharrt, einige Striche Landes als Eigenthum zu er⸗ 
halten und fo lange Frankreich dieſe Forderung ent 
ſchieden zurückweiſt, kann die Conferenz zu keinem Re⸗ 
ſultat führen, und unterbleibt viel beſſer. Frankreich, 
meint die „Nord. Biene“, hat durch die Erwerbung 
von Savoyen den Bann der Demüthigung gebrochen, 
der ſeit 1815 auf ihm lag, es moͤge ſich aber auch 
daran genügen laſſen, Belgien und Deutſchland nicht 
mehr beunruhigen und ſich daran erinnern, daß die 
lateiniſche Rage immer an den Ufern des Mittelmee⸗ 
res ihre Thätigkeit entfaltet habe, daß Afrika ihm ein 
weites Feld für ſolche darbiete. Eine Thaͤigkeit Frank⸗ 
reichs in Aſien iſt leichtbegreiflich nicht im Geſchmack 
der „N. B.“ 

Die zweite Botſchaft des Schweizer Bun⸗ 
desrathes an die Bundesverſammlung über die 
Savoyer Frage vom 21. Juni d. J. datirt, iſt 
unter die Mitglieder der beiden Räthe vertheilt worden. 
Die Botſchaft beginnt mit der Recapitulation der in 
der Savoyer Angelegenheit von der Bundesverſamm⸗ 
lung in ihrer außerordentlichen Seſſion vom 4. April 


gefaßten Beſchläffe, dann geht fie zur Berichterſtattung 


über die Vorgänge ſeit jener Zeit über. Die Noten und 
Proteſte, welche der Bundesrath ſeit jener Zeit erlaſſen, 
find ebenfalls bereits bekannt, nnd ſie allein find es, 
auf welche die bundesräthlihe Botſchaft Bezug hat. 
Nur am Schluß berührt ſie ein Thema, über welches 
noch keine officielle Kundgebung vorhanden. Dieſes 
Thema bilden die in Betreff des Cantons Genf von dem 
Bundesrath angeordneten Maßregeln. Dieſe Schluß⸗ 
ſtelle, welche zugleich die neuen bundesräthlichen An⸗ 
träge enthält, lautet: „Die Gründe, welche uns zu ei⸗ 
nizen militäriſchen Vorſichtsmaßregeln Veranlaſſung ga⸗ 
ben, find bereits in der Botſchaft vom 28. März ent⸗ 
wickelt worden. Die allgemeine Lage, in welcher wir 
uns damals befanden, die große Aufregung, welche in 
Genf herrſchte, die allarmirenden Gerüchte, welche fort⸗ 
während herumgeboten wurden, die Beſorgniſſe vor 
allfälligen Demonſtrationen, die verſucht werden möch⸗ 
ten, mußten jene Maßnahmen und alfo die Aufſtellung 
eines Truppenkorps in Genf vollſtändig rechtfertigen; 
dazu kam noch der Vorfall vom 30. März, da näm⸗ 
lich die Kunde einlangte, daß eine Anzahl Bewaffne⸗ 
ter von Genf aus einen Handſtreich auf das ſardini⸗ 
ſche Ufer unternommen habe. Glücklicherweiſe nahm 
dieſes unbeſonnene Wagniß, das für die Schweiz von 
den ſchwerſten Folgen hätte fein können, ein wenig be⸗ 
unruhigenden Verlauf, indem eine bewaffnete Landung 
auf ſavoyiſchem Gebiet nicht ſtattgefunden hat. Dieſer 
letztere Umſtand hat ohne Zweifel die Anklagekammer 
geleitet, als ſie nach durchgeführtem Unterſuch erkannte, 
es ſei von einer förmlichen Inanklageſtellung der Be⸗ 
theiligten abzuſtehen. Inzwiſchen mußte dieſes Ereig⸗ 
niß, das übrigens ſowohl in Genf als in der ganzen 
Schweiz mit allgemeinſter Mißbilligung aufgenommen 
worden iſt, die Beſetzung Genfs und die Aufſtellung 
eines eidgenöſſiſchen Commiſſariats daſelbſt immerhin 
beſchleunigen.“ 

Den vielfachen ſich widerſprechenden Angaben ge⸗ 
genüber, welche auf die gegenwärtige Stellung Der 
beiden deutſchen Großmächte hinſichtlich der deutſchen 
Politik ſich beziehen, ſchreibt man der „Schleſ. Ztg.“ 
aus Berlin: Verhandlungen über einzelne 
deutſche Fragen haben zur Zeit zwiſchen den beiden 
Cabineten nicht ſtatt. In Bezug auf die große Pol 
tik iſt ein Einverſtändniß zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich bereits vorhanden, ſo daß es in dieſer Beziehung 
keiner beſonderen Verhandlung mehr bedarf: Die Ge 
genfäge, welche hinſichts einzelner deutſcher Fragen 
zwiſchen Berlin und Wien obwalten, läßt man einſt⸗ 
weilen auf ſich beruhen. Was die Bundes⸗Kriegs⸗ 
Verfaſſung anbetrifft, fo wird man ſich in Wien eben 
fo wenig wie hier in Berlin verbergen können, daß 
dieſelbe im Augenblicke der Gefahr, wo es auf ein 
raſches und erfolgverſprechendes Zuſammenfaſſen der 
geſammten Wehrkraft des deutſchen Bundes, ſo wie 
auch auf ein Eintreten der Heere der beiden deutſchen 


Großmächte ankommt, nicht zur Anwendung kommen, 
fondern das geſchehen wird, was die eiferne Gewalt 
er Dinge und die Sicherheit Deutſchlands unabweis⸗ 
ar gebieten. Man geht hier von der Anſicht aus, 
daß Verhandlungen über dieſen Gegenſtand, der ſich, 
falls die Noth es erheiſcht, raſch und von ſelbſt erle⸗ 
igt, gegenwärtig zu keinem Ergebniß führen werden. 
— voraus ſichtlich fruchtloſe Verhandlungen über 
inzelheiten will man daher das Einvernehmen im 
großen Ganzen nicht ſtören. Allerdings ſollen von 
einigen deutſchen Staaten, namentlich von deutſchen 
ittelſtaaten Vorſchläge zu einer Vereinbarung in Be⸗ 
eff der Bundeskriegsverfaſſung gemacht werden. Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg dürften dieſe Vorſchläge aber nicht 
aben, zumal wenn dieſelben, wie man in den diplo⸗ 
matiſchen Kreiſen wiſſen will, fi mehr einer Drei⸗ 
eilung als einer Zweitheilung der geſammten Streit: 
a der deutſchen Bundesſtaaten zuneigen. Was 
er das Einverſtändniß der deutſchen Staaten im 
gemeinen anbelangt, ſo weiß man die Erfolge der 
dener Zuſammenkunft in dieſer Hinſicht hier wohl 
ze würdigen. — Der König Max von Baiern hat 
ei 4 ſeiner hiefigen Anweſenheit gegen hervorragende 
fi nner ſich dahin geäußert, daß er die Fortſetzung 
— ner Beſtrebungen für ein einiges Zuſammenwirken 
ei ſämmtlichen deutſchen Staaten, wo es die Sicher: 
— Macht, Ehre und Würde Geſammtdeutſchlands, 
em Auslande gegenüber, aufrechtzuhalten gelte, ſich 
a Vasen laſſen werde. 
( in verſchiedenen Zeitungen erwähnten i 
zur Herſtellung freundlicherer Be Wr Ts 
(nen Denen und Kurheſſen haben, wie in 
nierrichteten Kreiſen verſichert wird, nicht fattgefun- 
nen. In den Verhältni iefer bei na 
ken N rhältniſſen dieſer beiden Staaten iſt 
bat fi 4 erung eingetreten; die kurheſſiſche Regierung 
Wee die „B.⸗ u. H.⸗Z.“ mittheilt, ſelbſt in 
— commerciellen Verkehr betreffenden Angele⸗ 
2 neuerdings ſo ſchroff und unfreundlich gezeigt, 
Ben bei einer früheren Veranlaſſung. 
za e zwiſchen England und Hannover ſeit Jahr und 
— — Verhandlungen über die Ablöfung des 
— er Zolles haben, wie das Hand.⸗Archiv be⸗ 
— noch nicht zu einer Verſtändigung geführt, und 
— beiden Seiten ift daher eine Verlängerung des 
itiſch⸗hannover'ſchen Vertrages vom Jahre 1844 bis 
— 14. November d. J. verabredet worden. Dem 
ee des erwähnten Blattes zufolge hat die bri⸗ 
che Regierung nunmehr nach Hannover den Vorſchlag 
2 die Geſammt⸗Ablöſungsſumme auf drei Mil⸗ 
. en feſtzuſetzen, wovon eine Million von 
Ne. an ie zweite Million von Hamburg und die 
ritte Million gemeinſam von den übrigen betheiligten 
Staaten zu zahlen ſein würde. 


1 des Grafen Cavour treten immer deut⸗ 
ibn A. or. In der Hoffnung, daß die Ereigniſſe 
er den ne ‚dem Zwang befreien werden, verzögert 
den Abſchluß der Allianz mit Neapel unter den 
lächerlichſten Vorwänden. Er will das Monopol der 
Freiſinnigkeit und obgleich wegen der Hohlbeit ſeines 
lieralen Gebahrens von den Beſonnenen längſt ge⸗ 
richtet, von den Fortkſchrittmännern längſt überholt und 
ei Seite geſchleudert, noch immer als der heilbringende 
reiheitsengel erſcheinen, er will Alleinherrſchaft für 
Sardinien, und unter dem Vorwande der Einigung blos 
die Vergrößerung dieſes Staates. Wie die „Perſe⸗ 
veranza“ aus Turin vom 10. d. meldet, iſt man 
* dort entſchloſſen, jeden Allianzvorſchlag Neapels 
e e zurückzuweiſen, bis die neapolitaniſchen Kam⸗ 
bisherige anmengetreten ſind und ihr Votum über das 
maßi gkeit derfebren der Regierung und über die Zweck⸗ 
— ae beabſichtigten Allianz ausgeſprochen ha⸗ 
Dies Cavour will für den Augenblick freie 
es der Sinn der ſonderbaren Forderung. 
* * gegen die Allianz mit 90 
ein Votum gegen Sardiniens Politik. 
ſac boot und will Cavour, daß die Be ein: 
en König und die Dynaſtie wegdecretiren? 
Es liegen nun die verſchiedenen Decrete ihrem 
: ortlaut nach vor, mit denen König Franz II. die 
8 Verfaſſung von 1848 wieder herſtellte 
as Parlament für den 10. September einberief die 
Vahlen für den 19. Auguſt anordnete, das 1848er 
Preßgeſetz wieder in Wirkſamkeit ſetzte ic. Alle dieſe 
Decrete ſind vom 1. Juli datirt. In dem den Decreten 
vorangeſchickten Bericht der Miniſter wird erklärt, daß 
Hie Verfaſſung von 1848, wenn ſie auch in Folge be⸗ 
och nöwerther Ereigniſſe für eine Zeit ſuspendirt war, 
de niemals abgeſchafft worden ſei, wie dies in an⸗ 
en europäiſchen Staaten geſchah. 
gen ip „Deſt. Ztg.“ ſchreibt: Die in den letzten Ta⸗ 
des Für Neapel verlauteten Nachrichten in Betreff 
geholten Er Petrulla erſcheinen nach genauen ein⸗ 
08 una digungen nichts weniger als begründet. 
Petrulla Sr die Behauptung anbelangt, daß Fürſt 
ird ung ze, Miſſion nach Turin abgelehnt habe, fo 
dam, die verſichert, daß derſelbe gar nicht in die Lage 
dat angsboteabnte Miffion abzulehnen, da fie ihm 
aß Fa Pe war. Ueber die weiteren Angaben, 
und nicht „„eftulla feine Demiſſion genommen habe 
ung gendes Wien zurückkehren werde, erfah⸗ 
feinem Eintr en Fürſt Petrulla, welcher noch vor 
Rom die überraschen Neapel, auf der Durchreiſe in 
glaubte keinen ende Wendung der Dinge erfuhr, 
Rom aus ſeine mid zögern zu dürfen, noch von 
nig nahm ſie nicht af on anzubieten; allein der Kö⸗ 
ten Staatsdiener einen ind bewilligte dem treuerprob: 
nützen wird. Fürſt a „den derſelbe nun be: 
a wird eheſtens in Wien 


eintreffen, um feine 4 h 
Während feiner Töweſenbel werteten zu ordnen, und 


tionsgeſchäfte von dem erſten Begationgggu gen zur: 


v. Ulyffe = Barbolani beſorgt werden. Die weiteren] gründen. Die Herren Cernizza Edler v. Krunevir und der junge Thronerbe möge nie vergeſſen, daß alle lo⸗ 


Verſionen, daß Fürſt Petrulla auf dem hieſigen Po-] Stermich Edler v. Valcroviata haben ſich nach Wien 
den. (Quite english; ohne Schulmeifterei geht es nicht.) 


ſten durch den Herrn v. Ludolf (dermalen in London)] begeben, um Sr. Maj. dem Kaiſer ein Bittgeſuch zu 
oder durch den Marquis Antonini (dermalen in Paris)] dieſem Behufe zu überreichen. 


erſetzt werden ſoll, erweiſen ſich daher als unbegründet. 
Was namentlich den Herrn v. Ludolf anbelangt, wel⸗ 
cher bekanntlich an die Stelle des Herrn v. Targioni 
in neueſter Zeit von Brüſſel nach London befördert 
wurde, ſo hat derſelbe erſt vor einigen Tagen ſeine 
diesfälligen Grebitive der Königin Victoria überreicht. 

Der Neapolitaniſche Miniſter des Aeußern, de 
Martino, hat an ſeine diplomatiſchen Agenten im 
Auslande ein Cirkularſchreiben gerichtet, worin die Lage 
der Dinge in allen Provinzen des feſtländiſchen Köͤ⸗ 
nigreichs als „ſehr befriedigend“ dargeſtellt wird; die⸗ 
ſer Depeſche zufolge „verliert die Partei des Miß⸗ 
trauens quandmème, tagtäglich an Terrain.“ 

Es ſoll ſich, ſchreibt man der „K..“ aus Turin, 
in Neapel eine Partei von angeſehenen Männern 
gebildet haben, welche es ſich zur Aufgabe gemacht hat, 
die Ausſöhnung zwiſchen der Dynaſtie und der Nation 
zu bewerkſtelligen. Eine Deputation derſelben hat ſich 
zu Brenier begeben, um ihn zu erſuchen, er möge beim 
Kaiſer der Dolmetſcher ihrer Gefühle der Dankbarkeit 
fein. "Ferner ſpricht man von der Gründung eines 
Blattes in franzöſiſcher Sprache, das unter den Au⸗ 
ſpicſen des Grafen Aquila und des Grafen von Sy⸗ 
racus erſcheinen Toll. Ein Gerücht will von Entdeckung 
einer Muratiſtiſchen Verſchwörung wiſſen, in die der 
Contre-Admiral Pietro Cavalcanti, de Majo Duca di 
San Pietro u. A. verwickelt ſeien. 

Die Neapolitaniſche Regierung hat alle Maßregeln 
ergriffen, welche nöthig find, um die Stadt Meffina 
in Stand zu ſetzen, ſich gegen die Angriffe Garibal⸗ 
di's zu wehren. Die Zahl der ſtaffelweiſe als Vorhut 
bis auf ſechs Wegeſtunden vor Meſſina aufgeſtellten 
Truppen beträgt 26,000 Mann Infanterie, Cavallerie 
und Artillerie. Dem „Novelliſte de Marſeille“ zu⸗ 
folge ſind dies treffliche Mannſchaften, wel he große 
Luft haben, die in Palermo erlittene Niederlage zu 
rächen; doch ſollen fie ſchlecht befehligt fein. Wie es 
heißt, werden alle für den Neapolitaniſchen Dienſt an⸗ 
geworbenen fremdländiſchen Freiwilligen wieder ent⸗ 


laſſen, nachdem in Folge der ertheilten Conſtitution u 


das neapolitaniſche Heer nunmehr nur aus Eingebor⸗ 
nen geworben werden darf. 

Der „Indep. belge“ zufolge ſoll dem bekannten 
ſpaniſchen General Prim der Oberbefehl über die 
neapolitaniſche Armee angetragen, von demſelben aber 
abgelehnt worden ſein. Prim antwortete, ſein Degen 
könne nur ſeinem Vaterlande und ſeiner Königin 
Ferne die Räumung Catania's bringt ein Schrei⸗ 
ben der „Preuß. Ztg.“ aus Meſſina eigenthümliche 
Aufſchlüſſe. Am 1. Juni hätten Haufen von einigen 
Hundert Aufſtändiſchen die Stadt angegriffen, ſeien 
aber wieder hinausgeworfen worden. Die Truppen 
hätten ruhig in der Stadt bleiben können. Da ſei 
am 4. ein königlicher Befehl an die Beſatzung von 
Catania gekommen: fie ſolle ſich nach Meſſina zurüd- 
—.— Als fie aber hier angekommen fei, wäre am 
„bier ein Befehl von Neapel eingetroffen, der Be⸗ 
ſatzung zu Catania aus den Vorräthen der hieſigen 
Citadelle 40.000 Rationen Munition ſchleunigſt zukom⸗ 
men zu laſſen; eine Ordre ſei alſo ſicher gefälſcht und 
Verrath müſſe nothwendig mit im Spiel geweſen ſein. 


Oeſterreichiſche Monarchie. 


Wien, 12. Juli. 
heute von Laxenburg nach Wien gekommen und hat 
im Laufe des Vormittags Audienzen ertheilt. Die Reife 
Ihrer Majeſtät der Kaiſerin nach Poſſenhoſen hat 
den Zweck, einem Familienfeſte beizuwohnen. Es. fol 
nämlich die Verlobung des Herzogs Max gefeiert wer: 
den. Ihre Majeftät die Kaſſerin wird wahrſcheinlich 
bis zur Feier der Eröffnung der Salzburger Eiſenbahn⸗ 
ſtrecke in Poſſenhofen verbleiben und dann mit Sr. 
Majeſtät dem Kaifer gemeinſchaftlich nach Laxenburg 
zurückkehren. Die Frau Herzogin Helena, Schweſter 
Ihrer Majeſtät der Kaiferin, wird mit Ihrem Gema, 
dem Erbfürſten Maximilian von Thurn und Taxis 
ebenfalls in Poſſenhofen erwartet. 

Ihre k. Hoh. Herr Erzherzog Fra 
Frau Erzherzogin Sophie werden im 
in Iſchl erwartet. 

„Der k. k. Botſchafter in Paris, Fürſt Metter- 
nich, hat einen kurzen Urlaub erhalten, wird denſel⸗ 
ben zum Beſuche ſeiner Güter in Böhmen benützen 
und vielleicht auf einige Tage nach Wien kommen. 

Der Herr Statthalter Ritter v. Toggenburg iſt 
geſtern nach Venedig zurückgereist. 

Der Herr Statthalter in Steiermark, Graf Stra ſ⸗ 
ſoldo, iſt geſtern von Graz hier angekommen. 

Den Comités des Reichsrathes find nun bereits 


nz Karl und 
Monat Auguſt 


— tn nn 


Deutſchland. 

Se kgl. Hoheit der Prinzꝙ-Regent von Preußen 
hat ſich am 1. d. von Baden = Baden zum Beſuche 
Ihrer Majeſtät der Kaiſerin = Mutter von Rußland 
nach Wildbad begeben. Es ſoll zweifelhaft geworden 
ſein, ob die früher beabſichtigte Zuſammenkunft der 
Mitglieder der königlichen Familie am 19. Mts. in 
Berlin ſtattfinden wird. Hiemit dürfte auch zuſam⸗ 
menhängen, daß die Ankunft Ihrer Majeſtät der Kai⸗ 
ſerin⸗Mutter von Rußland einige Tage fpäter und 
nur für eine kürzere Dauer eintritt. 

Dem Vernehmen nach beabſichtigt die k. ſardi⸗ 
niſche Regierung ihre Geſandtſchaften in Deutſchland 
einzuziehen und nur einen Geſandten in Berlin zufbe- 
glaubigen, welcher an den übrigen deutſchen Höfen 
Agenten beſtellen würde. 

Frankreich. 

Paris, 9. Juli. Der Moniteur enthält einen 
vom „Seine⸗Deputirten“ ö f 
vierthalb Spalten langen Artikel über das kaiſerliche 
Aſyl in Vincennes für geneſende Arbeiter. — Die Ge⸗ 
fegvorlage wegen des Lumpenzolles iſt wirklich unter⸗ 
legen. Nachdem die Papier⸗Fabricanten ein einſtim⸗ 
miges Wehgeſchrei erhoben, hat die Commiſſion der 
Legislative in Erwägung, daß die von der Regierung 
vorgeſchlagenen Tarifſätze das franzöſiſche Papier nicht 
zu ſchützen vermögen, beantragt, wollene Lumpen, welche 
der Entwurf zollfrei ausführen laſſen wollte, mit 10 
Fr., leinene Lumpen nicht mit 12, ſondern mit 30 Fr., 
getheerte Stricke aber, ftatt mit 3, mit 20 Fr. per 100 
Kilogr. beim Export zu belaſten. Der Conſtitutionnel 
erörtert dieſe Lumpenfrage auch und bekennt ſich dazu, 
daß das Papier durchaus geſchützt werden müſſe: 
„Das Papier iſt, wie man zu ſagen pflegt, geduldig, 
aber es iſt auch ein treuer Diener, der, als Freund be⸗ 
handelt, überallhin durch Wüſten und über den Ocean 
das Denken, und die Größe Frankreichs trägt.“ Der 
Staatsrath, der den Geſetzentwurf vorgeſtern mit den 
mendements der Commiſſion berathen hat, ſcheint 
auch der Anſicht geweſen zu ſein, daß, wenn Frank⸗ 
reichs Papier Organ der Civiliſation ſein ſolle, auch 
die Lumpen im Lande bleiben müſſen, und ſo hat denn 
die Regierung den Entwurf zurückgezogen. Es iſt dies 
das zweite Mal, daß die Regierung der Oppoſition der 
Geſetzgeber nachgibt; das erſte Mal handelte es ſich um 
die Graiſſeſſac⸗Beziers⸗Eiſenbahn. Wie es heißt, wird 
die Legislative, durch ihren zwiefachen Sieg ermuthigt, 
ſich nun auch erkühnen, für ihre Redner das Recht in 
Anſpruch zu nehmen, daß die Reden derſelben künftig, 
wie die der Senatoren, ihrem Wortlaute nach in die 
Zeitungen aufgenommen werden. — Man ſpricht ſeit 
einiger Zeit viel von einem Projecte der Gründung ei⸗ 
ner „Domaine extraordinaire“, deren Zweck die Do⸗ 
tirung verdienter Staatsbeamten ſein ſoll. Herr Fould 
iſt ſehr eingenommen für das neue Project, das auch 
der Kaiſer für eine nützliche Neuerung halten ſoll. 
Dagegen macht Herr v. Perſigny entſchieden Oppoſi⸗ 
tion dagegen. — Frankreich erhält nun auch nationale 
Schießfeſte. Man hat die Bildung von Schützen⸗Ge⸗ 
ſellſchaften geftattet, und Jules Gerard — der africa⸗ 
niſche Löwenjager — ſoll die Oberleitung der neuen 
Inſtitution erhalten. e 

In Sachen der „Opinion nation.“ und des Prinzen 
Napoleon, theilt der pariſer Corr, der „NPZ.” mit, 
daß man fi im Palais Royal den Anſchein gibt, als 


Se. Majeſtät der Kaifer. iftj ſei man ſehr unzufrieden über die Haltung des ges 


nannten Blattes, welches zwar ganz im Sinne des 
Prinzen, aber zu früh geſprochen habe. Gewiß if, 
daß der Prinz vorgeſtern Abend nach Saint Cloud 
eilte, um dem Kaiſer gegenüber ſeine Hände in Un⸗ 
ſchuld zu waſchen und eine förmliche Verwarnung des 


vorlauten Blattes zu verlangen; der Kaiſer jedoch“ 


mochte ſo weit nicht gehen. Das Reſultat dieſer En⸗ 
trevue war die bereits bekannte Note im „Moniteur.“ 
(Der „K. 3.“ ſchreibt man noch: „Der Kaiſer hat die 
Abſicht, den Prinzen Napoleon zum Groß⸗Admiral des 
Reiches zu ernennen und ihm in dieſer Eigenſchaft die 
vereinigten Miniſterien der Marine und der Colonieen 
zu übertragen. Der Prinz weigert ſich bisher noch, 
die ihm angebotene Stellung zu übernehmen, weil in 
der neuen Combination Graf Walewski das Portefeuille 
des Staatsminiſteriums erhielte, während Herr Fould 
das Finanzminiſterium übernehme. Der Prinz mag 
nicht mit Walewski in einem Miniſterium ſein.“) 
Wie die „Patrie meldet iſt es nicht unwahrſchein⸗ 
lich, daß die von der chineſiſchen Regierung gemachten 
Friedensvorſchläge angenommen werden. Das Wahre 
wenigſtens iſt, daß, wie General Montauban berich⸗ 
tet, die Engländer Alles aufbieten, die Sache vom 
Halſe zu kriegen. 

Wie aus Toulon berichtet wird, nd noch zwei 


die Budgetvorlagen allet Miniſterjen zugegangen, und Krieasi&bifte zur Verstärkung des Sranasfilen Geſchwa⸗ 


dürften deren Arbeiten bis zum zweiten Orittel des 
laufenden Monats beendigt und für das Comité der 
21 reif ſein, die Geſammtvorlage jedoch kaum vor 
Anfang Auguſt vor das Plenum kommen. Die Ar⸗ 
beiten im Ausſchuſſe für die Armeebedürfniſſe find 
durch die Krankheit eines Mitgliedes und durch Abwe⸗ 
ſenheit eines andern etwas aufgehalten. Wie die 
„Oeſt. 3.“ vernimmt, hatte Graf Szechenyi von dort 
den Antrag geſtellt, die Vorlage für das Erforderniß 
N 5 ei und Bogen anzunehmen, wozu 
au uß ziemli zt ſchien. 

Bie bis „8. ziemlich geneigt ſchien 
ſung der Anklageſchrift wider den Director der Credit⸗ 
anſtalt, Herrn Richter, im Zuge, und dürfte ſomit 
die Schlußverhandlung ſchon in den erſten Tagen des 
nächſten Monats ſtattfinden. 

In Zara beabſichtigt man eine Rechts akademie zu 


P.“ berichtet, iſt bereits die Abfaſ⸗ z 


ders nach Neapel abgegangen, von welchem bekanntlich 
zwei Fregatten, die „Donauwerth“ und die „Eylau“ 
nach Beirut abgefendet wurden. Der Graf von Flan⸗ 
dern hat am 9, eine Reife nach Dänemark und 
Schweden angetreten. 

Großbritannien. 

London, 9. Juli. Heute begiebt fh Se. K. H. 
der Prinz von Wales nach Plymouth an Bord des 
„Hero“, um morgen mit Tagesanbruch feine Reife 
nach Canada und den Vereinigten Staaten anzutreten. 
Die Königin und der Prinz⸗Gemahl begleiten ihn bis 
u den Needles, dem ſüdweſtlichſten Punkte der Inſel 
Wight, und bei ſeiner Nachhauſekunft wird er ſeine 
Studien in Oxford und Cambridge fortſetzen. Einige 
Blätter halten es für ihre Pflicht, dem Prinzen eine 
kleine Predigt mit auf den Weg zu geben, und meh⸗ 
rere darunter begegnen ſich in der einen Mahnung, 


D. L. Beron unterzeichneten 


yalen Hoffnungen, die dieſe auf ihn fegen, gelten wer⸗ 


— Se. Hoh. der Herzog von Sachſen⸗Koburg 
iſt geſtern Abend von der Inſel Wight hier angekom⸗ 


men und tritt heute ſeine Rückreiſe nach dem Feſtlande 


an. — Das Gerücht, als ob der Schatzkanzler, Mr. 
Gladſtone, ſeine Entlaſſung eingereicht habe, hat bis 
zur Stunde keine Beſtätigung gefunden. Er war noch 
am Sonnabend beim Miniſterrathe anweſend. Vom 
Austritt des Handelsminiſters, Milner Gibſon, ſprechen 
nur noch toryiſtiſche Blätter. So verſichert erſt heute 
der „Morning Herald“, Lord Palmerſton werde, wenn 
die Beiden nicht abtreten, entweder ſelbſt abdanken 
oder das Parlament auflöſen müſſen. — Die Regie⸗ 
rung hat beſchloſſen, die Inſel St. Helena mit ſtarken 
Vertheidigungswerken zu verſehen und läßt zu dieſem 
Zwecke ein Corps Ingenieure dahin abgehen. 

— une 


Handels: und Vörſen⸗ Nachrichten. 


— Das Miniſterium des Innern hat die Errichtung einer 

Gemeinde- Sparkaſſe zu Ellbogen in Böhmen genehmigt. 
— In Lemberg iſt eine Filiale der Wiener Credit⸗Bank 
für Handel und Induſtrie angelegt worden, welche außer ſon⸗ 
ſtigen Banquier⸗Geſchäften An und Verkauf öffentlicher Papiere 
beſorgt, Commiſſtonen in An- und Verkauf und Transport von 
Producten und Waaren übernimmt und Geld⸗Credit auf Roh- 
pow, Bd aus Papiere 5 kant auf de 

— eurige erdema n o wa au n 
dm x ferdemarkt i abrow 

aris, 11. Juli. Schlußcourſe: Zperzent. Rente 68.80 — 
4½ perz. 97.55. — Staatsbahn 410. — Credit⸗Mob. 687. — Lom⸗ 
barden 505. — Oeſterr. Kredit⸗Act. fehlt. — Conſols mit 93% 
gemeldet. — Haltung ziemlich feſt aber wenig Geſchäft. 

Wien, 12. Juli. National ⸗Anlehen zu 5% 80.10 Geld 
80.25 Waare — Neues Arlehen 96.— G. 97.25 W. — Galis 
ziſche Grundentlaſtungs⸗Obligationen zu 5% 71.25 G. 71.75 W. 
— Aktien der Nationalbank (pr. Stück) 846.— G. 847.— W. 
— der Kredit⸗Anſtalt für * und Gew. zu 200 fl. öſterr. 
Währ. 191.10 G. 191.20 W. — der Kaiſer Ferdin. Nordbahn 
zu 1000 fl. CM. 1880,— G. 188 W. — der Galiz.⸗Karl⸗ 
Ludw.⸗Bahn zu 200 fl. CM. m 100 (50%) Einz. 134.75 ©. 
135.— W. — Wechſel (3 Monate) auf: Frankfurt a. M., für 
100 Gulden ſüdd. W. 108.90 G. 108.— W. — London, für 
10 fd. Sterling 126.35 G. 126.50 W.. — K. Münzdukaten 
6. 5 G. 6. 4 . — Kronen 17.50 G. 17.53 W. — Napo⸗ 
4 85 10.15 G. 10.17 W. — Ruſſ. Imperiale 10.39 G. 
10 41 W. 

Krakauer Cours am 12. Jult. Silber Rubel Agte fl. 
poln. 106 verl., fl. poln. 105 gez. — Poln. Banknoten für 100 fl. 
öſterr. Währung fl. poln. 356 verlangt, 350 bezahlt. — Preuß. 
Gourant für 150 fl. öſterr. Währ. Thaler 790 ¼ verlangt, 78 ½ 
bezahlt. — Neues Silber für 100 fl. öſterr. Währ. fl. 127 ver⸗ 
langt, 126 bezahlt. — Ruffiſche Imperials fl. 10.38 verl., 10.24 
bezahlt. — Napoleond'ors fl. 10,22 verlangt, 10.8 bezahlt. — 
Bollwichtige holländiſche Dukaten fl. 5.94 verl., 5.86 bezahlt. — 
Vollwichtige österr. Mand⸗ Dukaten fl. 0.2 verl., 5.94 bezahlt. — 
Boln. Pfandbrieſe nebſt lauf. Coup. fl. p. 99%, verl., 60 be 
— Galiz. Pfandbriefe nebſt lauf. Coupons fl. öfterr. Wahrung 
85 verlangt, 84¼ bez. — Grundentlaſtungs⸗Obligationen öͤſterr. 
Währung 72 ¼ verlangt, 71%, bezahlt. — National⸗Anleihe vom 
Jahre 1854 fl. öſterr. Währung 80 verlangt, 79 bez. — Aktien 
der Carl⸗Ludwigsbahn fl. öſterr. Währ. 136 verl., 134½ bez. 


Neueſte Nachrichten. 

Calais, 9. Juli. (Ind.) Graf Perſigny hat ſich 
auf ſeiner Rückreiſe noch London geſtern hier einge⸗ 
ſchifft. Der Großherzog von Mecklenburg Strehlitz, 
welcher aus Deutſchland kommt, hat ſich heute Vor⸗ 
mittag nach Dover eingeſchifft. 

Paris, 10. Juli, Abends. (H. N.) Cardinal An⸗ 
tonelli hat ſich zu Reformen entſchloſſen. General La⸗ 
moricière unterſtützt ihn hierbei. Der Herzog von Gram⸗ 
mont, der franzöſiſche Geſandte in Rom, iſt von Pa⸗ 
ris wieder abgereiſt. — Zwei Schiffe des bei Malta 
liegenden engliſchen Geſchwaders, der „Marlborough“ 
und der „Orion,“ haben Befehl erhalten ſich nach 
der Küſte von Syrien zu begeben. x 

Paris, 12. Juli. Der heutige „Moniteur“ meldet 

aus Konſtantinopel vom 8.: Fuad Paſcha geht mit unbe⸗ 
ſchränkter Vollmacht nach Syrien. Derſelbe wird 
16,000 Mann unter ſeinem Befehl haben. Die Pforte 
ſendet Getreide nach Beyrut. 
Einem in Marſeille am 11. d. eingelangten 
Schreiben aus Beyrut zufolge hätte der dortige fran⸗ 
zöͤſiſche Conſul einen Pataganhieb über den Kopf ers 
halten. In Beyrut herrſcht paniſcher Schrecken. 

Bern, 10. Juli. (Ind.) Der Nationalrath hat 
heute einen Credit von 18,000 Fres. zur Errichtung 
einer Legation in Turin bewilligt. Ein Antrag Eſchers, 
die Vollmachten des Bundesrathes zu erneuern, wurde 
von Fazy bekämpft und vertagt. Der Rath hat die 
Production aller Actenſtücke, welche auf die Savoyer 
Angelegenheit ſich beziehen, decretirt. 

Turin, 11. Juli. In Ravenna und Peſaro 
ſtehen die Truppen zum Abmarſche bereit; ihre Be⸗ 
ſtimmung iſt unbekannt. 1500 Mann wurden nach 
Urbino geſendet. In Ancona ſind Unordnungen vor⸗ 
gekommen. Nachdem Lamoricière feine Truppen in 
das Innere des Landes zurückgezogen hatte, iſt der 
Aufſtand in Santa Agata, Montefeltro und bei Cat⸗ 
tolico ausgebrochen. 

In Genua haben ſich am 9. d. 1500 Freiwillige 
nach Sicilien eingeſchifft; heute Abends findet neuer⸗ 
dings eine Ake ftatt, a 

Aus Meſſina, 8. Juli, wird (über Marſeille) ge⸗ 
meldet: Medici nimmt eine Recognoscirung auf den Höͤ⸗ 
hen um Meſſina vor. 

Depeſchen aus Neapel zufolge ſollten Manna und 
Winſpeare am 11. d. nach Turin abgeben. 5 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. aer 

rzeichniß der fommenen u ereiſten 
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ngekommen find die Herrn GM Adam Grf. Za⸗ 
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Amtsblatt. 


3. 17910. Kundmachung. 


bis 10. Auguſt d. J. mit dem Beiſatze ausgeſchrieben, 
daß dieſer Poſten bloß auf die Dauer von zwei, läng ſtens 
vier Jahren verliehen wird. 

Die Bewerber um dieſe Dienſtſtelle haben ihr Alter, 
ihren Stand, die an einer inländiſchen Lehranſtalt er⸗ 
worbene Befähigung zur Ausübung der Arzneikunde, die 
Kenntniß der polniſchen und deutſchen Sprache, ihr ſitt⸗ 
liches Wohlverhalten, ihre etwa ſchon geleiſteten Dienſt⸗ 
und erworbenen Verdienſte nachzuweiſen und ihre gehörig 
belegten Geſuche durch die k. k. Kreis behörde ihres Wohn: 
ortes oder, wenn fie bereits bedienſtet find, durch ihre 
unmittelbar vorgeſetzte Obrigkeit bei der k. k. Landes⸗ 
Regierung einzubringen. 

Von der k. k. Landes⸗Regterung. 

Krakau, am 28. Juni 1860. 


N. 6533. St. Verlautbarung. (1908. 1) 

Nach einer dieſem k. k. Landesgerichte zugekommenen 
Anzeige, wurde am 10. d. M. auf dem Felde des Mo⸗ 
gilaer Inſaſſen Joſef Sikora hinter dem Wanda-Hügel 
die Leiche eines unbekannten Mannes in eleganter ſchwar⸗ 
zer Kleidung und bei derſelhen der Geldbetrag von 50 
fl. 6. W., ferner zwei Paar bohnengroße korallene Hemde⸗ 
ärmelfnöpfe mit goldener Einfaſſung und zwei diaman⸗ 
tenen Vorhemdeknöpfen vorgefunden. 

Die gerichtliche Leicheneröffnung wird am 13. Juli 
l. J. in der Todtenkammer zu Mogila ſtattfinden. 

Jedermann, der über die Provenienz und die Todes⸗ 
art dieſer Leiche Aufſchluß geben kann, wird aufgefor⸗ 
dert, hievon dem hierortigen k. k. Landesgerichte entwe⸗ 
der unmittelbar oder im Wege feiner Heimathsbehörde 
Nachricht zu geben, ſo wie Jedermann, dem daran ge⸗ 
legen iſt, freiſteht, am 13. Juli l. J. Vormittags bei 
der gerichtlichen Leicheneröffnung in der Mogilaer Tod⸗ 
tenkammer ſich Behufs Agnoſcirung der Leiche bei dem 
k. k. Unterſuchungs⸗Commiſſär zu melden. 

Vom k. k. Landesgerichte ſtrafg. Abtheilung. 
Krakau, am 11. Juli 1860. 


N. 12381. Lizitations⸗Ankündigung. (1885. 1-3) 

Von der k. k. Finanz⸗Landes⸗Birection für Weſt⸗ 
Galizien und das Großherzogthum Krakau wird zur all- 
gemeinen Kenntniß gebracht, daß in den Monaten Auguſt 
und September 1860 die Verſteigerung zur Verpachtung 
des Ertrages mehrerer Aerarial⸗Weg⸗Brücken⸗ und Ueber⸗ 
fuhr⸗Mauthſtationen auf das Verwaltungs⸗Jahr 1861 
bei den Finanz⸗Bezirks⸗Directionen in Wadowice, Krakau, 
— Tarnöw, Rzeszöw und Neu⸗Sandez ſtattfin⸗ 

en wird. a * 

Die ausführliche Kundmachung zur Abhaltung der 
Verſteigerungen und die Bedingniſſe der Verpachtung 
können bei den genannten Finanz ⸗ Bezirks ⸗Directionen, 
während den gewöhnlichen Amts ſtunden eingeſehen werden. 

Von der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction, 

Krakau, am 25. Juni 1860. 


3.6903. Amortiſations⸗Edict. (1877. 1-3) 


Vom Tarnower k. k. Kteisgerichte werden alle dieje⸗ 
nigen, welche ſich im Beſitze der Quittung der Tarnower 
k. k. Sammlungskaſſe ddto. Tarnöw 2. Novbr. 1844 ad 
E. art. 33 über 44 fl. CM. oder 46 fl. 20 kr. 8. W. 
als Vadium des Ludwig Grafen Debicki in Betreff 
der Pachtung der Piotrkowicer Pfarrtemporalien pro 
1842 befinden, oder aber Eigenthums⸗ oder ſonſtige An⸗ 
ſprüche auf dieſe Vadial⸗Kaſſaquittung erheben, aufgeſor⸗ 
dert, dieſe Quittung binnen einem Jahre 6 Wochen und 
3 Tage hiergerichts zu erlegen und ihre Anſprüche dar⸗ 
auf fo gewiß geltend zu machen, widrigens jene Quit⸗ 
tung nach Ablauf dieſer Friſt Über neuerliches Einſchrei⸗ 
ten der Fr. Celine Gräfin Debicka im eigenen Namen 
und als Mutter und Vormünderin des minder Sigis⸗ 
mund Grafen Debieki als Erben nach Ludwig Grafen 
Debicki amortiſirt und für null und nichtig erklärt wer⸗ 
den würde. 

Aus dem Rathe des k. k. Kreisgerichtes. 

Tarndw, am 23. Mai 1860. 


N. 2694/Str. I. Kundmachung. (1888. 2-3) 
Von Seite der k. k. Kreisbehörde in Krakau wird 
im Grunde Erlaſſes der hohen k. k. Finanz⸗Landes⸗Di⸗ 
rection vom 3. Juli 1860 3. 
Kenntniß gebracht, daß Behufs der Bemeſſung und Vor⸗ 
ſchreibung der Hauszinsſteuer für das Verwaltungsſahr 
1861 die Hausbeſchreibungen und Zinsertragsbekenntniſſe 
von ſämmtlichen Häuſern und anderen der Haas zins⸗ 
ſteuer unterliegenden Objecten, als: Fleiſchbaͤnken, Schlacht⸗ 
häufen, Badeanſtalten, Fabriken, Bräuhäuſern, Werk: 
ſtätten, Mühlen, Niederlagen, Magazinen ic. ꝛc. fo wie 
von den in den Gebäuden, oder um die Gebäude ange⸗ 
brachten Verſchleißbuden und Ständen, von Stallungen, 
Schoppen, Wagenremiſen, endlich von Hofräumen, wenn 
ſie einen Zins abwerfen, in der Stadt Krakau und deren 
Vorſtädten durch die Hausbeſiber oder durch ihre bevoll⸗ 
mächtigten Stellvertreter, ſogleich zu verfaſſen, und läng⸗ 
ſtens bis 28. Juli l. J. bei der k. k. Kreis behörde, 
Ringplatz Nr. 19 I. / 26 ¾ II. zu überreichen find. 
Wer dieſe Friſt verſaumt, wird mit einer Geldſtrafe 
verhalten, und wenn auch dieſe durch 8 Tage ohne Er⸗ 


folg bleiben ſollte, die Faſſion auf feine. Koſten von einer 


eigenen Commiſſion an Ort und Stelle aufgenommen 
werden. 

Die zur Faſſionirung erforderlichen Druckſorten wer⸗ 
den für die Haus beſitzer gleichzeitig im Wege 
giſtrates den Grundämtern zugeſtellt. 


1 
10 
In Betreff der Verfaſſung der Haus beſchreibungen 11 


—— — 


In der Buchdruckerei des „CZAS.* 


wm. 


(1884. 3) 


Zur Wiederbeſetzung der erledigten Secundar⸗Arztes⸗ 
ſtelle im h. o. Spitale zu St. Lazar, welche mit einer 
Jahresbeſtallung von Vier Hundert Gulden öfter, Währ. 
und mit einem jährlichen Quartierbeitrage von Achtzig 
Gulden öſterr. Währ. verbunden iſt, wird der Concurs 


des Ma⸗ 


und der Zinsertragsbekenntniſſe wird auf die von dem 
hier beſtandenen k. k. Adminiſtrationsrathe unterm 10. 


die Hauseigenthümer vom 20. Juni 1820 ſo wie auf 
die h. ä. jährlichen Kundmachungen hingewieſen, und 
hiebei noch insbeſondere erinnert, daß die einzelnen Be⸗ 
ſtandtheile der Häuſer mit haltbar befeſtigten fortlaufen⸗ 
den Zahlen im Einklange mit der Hausbeſchreibung kenn⸗ 
bar und leicht leſerlich bezeichnet werden müſſen. 

Da übrigens nach den beſtehenden Vorſchriften der 
Bemeſſung der Hauszinsſteuer für das folgende Verwal: 
tungs jahr der wirkliche oder mögliche Zinsertrag des 
nächſtvorhergehenden Zinsjahres, daher dem Steueraus⸗ 
maße pro 1861 der Zinsertrag des Jahres 1860 zur 
Baſis zu dienen hat; ſo iſt in den zu überreichenden 
Faſſionen für das Verwaltungsjahr 1861 der vom 1. 
October 1859 bis Ende September 1860 factiſch bezo⸗ 
gene oder im Vergleichswege angenommene Zins ſowohl 
nach den einzelnen Quartalperioden als auch mit der für 
das ganze Jahr entfallenden Summe für jede vermiethete 
oder auf andere Art benutzte Wohnung oder einen ein⸗ 
zelnen Haus beſtandtheil gewiſſenhaft anzugeben. 

Die Angaben über die Höhe des Zinsertrages ſind 
von jeder Miethpartei beſonders und zwar, wie dieß die 
betreffende Rubrik der Faſſionsblanquete andeutet, durch 
Anſetzung des gepachteten Zinſes mit Buchſtaben und 
durch ihre Fertigung eigenhändig zu beſtätigen, widrigens 
die Faſſionen nicht angenommen würden. 

Auf den Zinsertragsbekenntniſſen ſind noch immer die 
alten und neuen Nummern in der Art anzuſetzen wie ſie 
auf den jetzigen Nummertafeln erſcheinen, und es ſind 
die einbekannten Zinſen in öſterreichiſcher Wahrung zu 
berechnen. 

Bei dem Umſtande ferner als die Zinſe oder Zins⸗ 
werthe ſtets ohne Rückſicht auf das allfällige Leerſtehen 
der Localitäten fatirt werden müſſen, weil für die Zeit 
des Leerſtehens der mit einem Zinsertrage einbekannten 
Wohnungen, die Zins ſteuerabſchreibung im abgeſonderten 
Wege in Folge zeitgerecht geſchehener Leerſtehungsanmel⸗ 
dungen erfolgt, findet man abermals die Hausbeſitzer in 
ihrem eigenen Intereſſe aufmerkſam zu machen, daß ſie 
das Leerſtehen binnen 14 Tagen von der Räumung der 
Wohnung an gerechnet mittelſt einer ungeſtempelten Ein⸗ 
gabe, und ebenſo auch das erfolgte Wiedervermiethen oder 
die anderweitige Benützung der leer geſtandenen Beſtand⸗ 
theile binnen 14 Tagen anzuzeigen haben, weil über 
verfpätete Leerſtehungsanzeigen ein Zinsſteuernachlaß nur 
vom Tage der überreichten Anzeige, wenn aber die Leer⸗ 
ſtehungsanmeldungs⸗ oder Wiedervermiethungsanzeige ganz 
nnterlaffen worden iſt, ein Nachlaß an der Zinsſteuer 
gar nicht bewilligt werden wird. 

Endlich wird errinnert, daß, wenn die Hauseigenthü⸗ 
mer die Zinsertragsfaſſionen nicht ſelbſt verfaſſen und un⸗ 
terfertigen, ſondern dieſelben durch jemanden Anderen 
verfaſſen und unterfertigen laſſen, der Vertreter des zur 
Vorlegung der Faſſion Verpflichteten zu deren Verfaſſung, 
Fertigung und Vorlegung eigens ermächtigt ſein, und die 
ſchriftliche beſondere Vollmacht der Faſſion beilegen muß, 
wideigens dieſe zurückgewieſen werden wied. 

Krakau, am 8. Juli 1860. 


3. 1303; Ediet. (1894. 2-3) 


Vom k. k. Bezirksamte als Gerichte Jordandw wird 
mittelſt dieſes Edictes der dem Wohnorte nach unbe⸗ 
kannte Johann Zaba Sohn nach dem am 26. Februar 
1834 mit einer letztwilligen Anordnung zu Spytkowice 
verſtorbenen Martin Zaba, dann werden Adalbert und 
Laurenz Zadlo Söhne und Magdalena Szczuplak Toch⸗ 
ter, nach dem am 17. März 1860 zu Spytkowice 
verſtorbenen Adalbert Zadlo aufgefordert, ſich binnen 
Jahresfriſt zu dem Nachlaſſe dieſer Verſtorbenen hierge⸗ 
richts als Erben zu melden, widrigens die Verlaſſenſchaft 
mit den ſich meldenden Erben, und den Stanislaus 
NiedZwiedZ, welcher für Johann Zaba zum Curator auf: 
geſtellt wird und mit Valentin Pietrzak, der für Adal⸗ 
bert und Laurenz Zadlo, dann für Magdalena Szczuplak 
zum Curator aufgeſtellt wird, abgehandelt werden würde. 

Jordanöw, am 28. April 1860. 


3. 4991. Ediet. (1879. 2-3) 


Vom Neu⸗Sandezer k. k. Kreis: Gerichte wird dem 
Wohnorte nach unbekannten Hrn. Thadäus WIynski 
hiemit bekannt gemacht, es habe gegen ihn Fr. Ferdinande 
Lassolaye in Vertretung des Hrn. Advokaten Dr. 
Kaczkowski wegen Zahlung 3000 fl. CM. ſ. N. G. 
hiergerichts Klage angebracht, worüber die mündliche Ver⸗ 


i be. 
13277 zur allgemeinen handlung eingeleitet wurde 


Da der Aufenthaltsort des Belangten Hrn. Thadäus 
Wilynski unbekannt iſt, fo hat das k. k. Kreis⸗Gericht 
zu deſſen Vertretung und auf deſſen Gefahr und Koſten, 
den hieſigen Landes⸗Advokaten Herrn Dr. Zielinski mit 
Subſtituitung des Landes⸗Advokaten Hrn. Dr. Pawli- 
kowski als Curator beſtellt und demſelben die hierge⸗ 
richtlichen in dieſer Rechts ſache erfloſſenen Verordnungen 
zugeſtellt und zugleich zur Erſtattung der Einrede den 
Termin auf den 22. Auguſt 1860 um 10 Uhr Vor⸗ 
mittags erſtreckt. 

Durch dieſes Edict wird demnach der Belangte 


erinnert, zur rechten Zeit entweder ſelbſt zu erſcheinen, 


oder die erforderlichen Rechtsbehelfe dem beſtellten Ver⸗ 
treter mitzutheilen, oder auch einen andern Sachwalter 
zu wählen und dieſem k. k. Kreisgerichte anzuzeigen, über: 
haupt die zur Vertheidigung dienlichen vorſchriftsmäßigen 


eteorolo e 


— 
13 
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März 1852 3. 3306 bekannt gemachte Belehrung für] haben wird. 


Ediet. (ien 9 


Vom Krakauer k. k. Landesgerichte wird im Grunde 
des von der Victorya Bilinska überreichten Geſuches der 
Inhaber des an die Ordre derſelben im März 1860 
über 600 fl. ö. W. ausgeſtellten von der Antonia Cze- 
chowska acceptirten und am 21. März 1861 zahlbaren 
Wechſels aufgefordert, denſelben binnen 45 Tagen, vom 
22. März 1861 an gerechnet dieſem k. k. Landesgerichte 
vorzulegen, widrigens ſolcher nach fruchtloſem Verlaufe 
dieſer Friſt amortiſirt erklärt werden wird. 

Krakau, am 25. Juni 1860. 


— ee 
Wiener - Börse - Bericht 
vom 11. Juli. 
Oeffentliche Schuld. 
A. Pes Staates. 


Rechtsmittel zu ergreifen, indem er ſich die aus deren] 3. 9686. 
Verabſaͤumung entſtehenden Folgen ſelbſt beizumeſſen 


Aus dem Rathe des k. k. Kreisgerichts. 
Neu⸗Sandez, am 2. Juli 1860. 


Licitations⸗Kundmachung. (1862. 8) 


Von Seite der hieſigen k. k. Genie⸗Direction wird 
hiemit bekannt gemacht, daß zur Sicherſtellung der 
Brennholz⸗Lieferung für die fortificatoriſchen Ziegelſchläge 
zu Zablocie und Debniki 

Mittwoch, den 1. Auguſt 1860 ; 
eine Offert⸗Verhandlung mittelft Einbringung ſchriftlicher 
Offerte in der Militär⸗Bau⸗ Verwaltungs ⸗ Kanzlei am 
Franciskaner⸗ Platz Nr. 150 um 10 Uhr Vormittags 
wird abgehalten werden, allwo die Offerte ſchon früher 


pr n 2 tund über⸗ Geld Wag 
3 bis zur vorbeſtimmten Stunde zu Über In na W. zu bse für 100 1: 90.75 97. 
Di a. 1. f 110 Aus dem Natſonal⸗Anlehen zu 5% für 100 fl. 80. 5 80 25 
ie bezüglichen Bedingniſſe können täglich zu den] Nom Jahre 1851, Ser. B. iu 5% für 100 fl. 97.— 98.— 
gewöhnlichen Amtsſtunden der vorbeſagten Ka ein⸗ n e Ren a vn 70.75 
geſehen werden, daher hier blos die weſentlichſten, , ½% für 100 l. . . . . 75 62.85 
auf die Verhandlung Bezug habenden Bedingungen an sus — | 1888 fir 100 H 96.25 190 75 
gegeben werden: 2 „1860 für 100 fl. 96 15 97.25 
2) Das zu liefernde Brennholz =» Quantum beſteht in :] Como⸗Mentenſcheine zu 4d L. austr.. 13.80 15.75 
3000 Klaftern für den Ziegelſchlag Zablocie und B. Per Kronländer. 
3000 dto. 3 dto. zu Debniki Grundentlaſtungs⸗ Obligationen 
und muß auf einen jeden Ziegelſchlag von Nied. Oeſterr. zu 5% für 100 1. 93.— 93.50 
das 1. Drittel mit 1000 Klafter bis längſtens 15. 25 5 zu 5% für 100 l. 88.30 89.— 
November 1860 12 See KR Jh n, W 
das 2. Drittel mit 1000 Klafter bis Ende April] von Tirol zu 5% für e 84 per 
1861 von Kärnt., Krain u. Küſt. zu 5%, für 100 fl. 00, 50 
und der Reſt mit 1000 Klafter bis Ende Septem- von ungarn . „u 6 für 10% l... . 3260 2340 
ber 1861 758 Fa — 15 5 15 1 für 100 fl. 70.75 71.35 
f 1 } on Galizien . . zu Kb Br = a 
abgeſtellt fein und übernommen werden können. von Sieben. u. Bukowina zu 5 für 100 fl. Hr 60.75 
b) Jedes Offert muß mit einem in dieſem Jahre aus⸗ Acetien 
geſtelten Certificate der hiefigen Handels⸗ und Gef, neden r el 840 848 
werbskammer, durch welches der Offerent zur Ueber der Gredlt⸗Anzalt für Handel und Gewerbe ir 
nahme der Lieferung als befugt und befähigt erklaͤrt 200 fl. öſterr. W. Nano 192 10 192.20 
wird, dann mit dem für das ganze Lieferungs⸗Quan⸗ der Nied. ⸗öſt. Escompte ⸗Geſellſch. zu 500 FK. ö. W. 578 — 380 — 
tum mit 3000 fl. vorgeſchriebenen Vadium belegt 12 DR Pegel 1000 fl. C M. . . . 1888 1880 — 
fein, welches den Nicht = Erſtehern gleich nach der] der „ hi ne Ce. ett 
Verhandlung wieder rückgeſtellt, von den Erſtehern der Kais. Eliſabeth⸗Bahn zu 200 fl. G. 101 — 101.50 
aber rückbehalten und gleich nach herabgelangter Ra⸗ der Süd. nordd. Berbind.-B. zu 200 fl. Can.. 128 — 128,50 
tification auf den doppelten Betrag erhöht wird, mo der Theis zu 200 f. GM. mit 120 K. (60 m. 146.— 126.— 
alsdann dieſe Caution bis zum Ausgang des Con: der ee — 2 95 
tractes in der Bau-⸗Caſſa deponirt bleibt. m. 120 fl (00% Gn... 138 — 15550 
e) Werden auch Offerte über eine geringere Lieferung | der galiz. Karl Ludwigs⸗Bahn in 200 fl. CN. 
jedoch nicht unter 100 Klafter angenommen und mit 100 fl. (50% ) Einzahlung. . 134.75 135.25 
muß das dieſer Lieferung entſprechende Vadium von] der 1 Dongudampfſchiſſſahrts⸗Geſellſchaft zu W 40% 
5 Proc: dem Offerte beigelegt werden. des öſterr. eloyd in rief zu 500 fl. GM. 100. — 200 — 


d) Muß in dem Offerte genau und beſtimmt angegeben 
ſein, für welchen Ziegelſchlag und welches Quantum 


für den einen oder den anderen offerirt wird, undGggh n 340.— 350.— 
muß das zu liefernde Quantum 2 der per Pfandbrieſe 
Ziffern und rten & - = 
Sur Mar Bla mi len mob Sr el aut (BB B BEEIBE: OR = 
e Das zu liefernde Scheiterholz iſt ohne Kreuzſtoß 75. Nationalbank La monatlih Le Ban 93.— 938 
Wiener Schuh hoch, in 3 Wiener Schuh langen Haul öder. Wah. verloebar in 5 für 100.5 88 70 8900 
Scheitern auf den hiezu beſtimmten Plätzen ohne] Galiz. Kredit⸗Anſtalt E. M. zu 4 für 100 fl. 84. — 8450 
allen weiteren Speſen für das Aerar, aufzuſchlichten. v ne 
1) Wird der Erſteher verbindlich gemacht, im Falle, der Gredit⸗Anſtalt für Handel und Gewerde zu 
als die Genie ⸗ Direction um ein Drittel des obigen! 100 fl. öſterr. Wäb rung 106.— 10.25 
Quantums mehr bedürfen ſollte, auch dieſen Mehr⸗ Ser e zu 100 fl. Gm.. . 99.50 99.75 
bedarf um den offerirten Preis zu liefern, ſo wie e Ehe Mir ge 1 or; .. * 118 — 
ſich das hohe Aerar vorbehält, im Falle des Nicht- Eſterhan zu 40 f S e i an 85 50 8 — 
bedarfs ein Drittel dieſes Quantums weniger ablie-J Salm zu 40 „ 410 28 40 75 
fern laſſen zu können. Aale lu 8 5 e 38.— 3850 
g) Muß das Holz durchaus waldgerecht gefällt, gefund St. Wee 5 40 Rt, 27 22 
und trocken fein, angefaultes und von abgeſtandenen] Windiſchgrätz zu W „ 232 2 2280 UL 
Bäumen erzeugtes Holz wird nicht angenommen, Waldſten iu 20 „ „ e ee W 
h) Behält ſich das Aerar das Recht vor, die einlangen⸗ Reglevich iu 100 . 14.50 15 — 
den Offerte je nach Bedarf auch nur . N & 3 Monate. 
bezüglich eines geringeren, als des offerirten Liefe⸗ 2 ank⸗(Plaß⸗)Sconto 
e ieee N f Augsburg, für 100 fl. ſäddeutſcher Währ. 3½ / 108 75 109.— 
\ Frankſ. a.M., für 100 fl. ſüdd. Wahr 3%... 108.85 109.— 
Krakau, am 1. Juli 1860. Hamburg, für 100 M. B. 2½ 44. 93.60 95.76 
K. k. Genie: Direction. London, für 10 Pfd. Sterl. 2½ 126.23 126 35 
Paris, für 100 franken 3% Dl. 350.33 50.40 


Cours der Geldſorten. 
N Geld Maar: 
Kaiſ. Rünzs Dukaten N fl. Di Ned — 6 ke 


„ 


IJntelligenzblatt. 


Ausweis (1891. 8 0K . . . . . % % , 01-0, 
über die Betriebs⸗Einnahmen der k. k. privileg. galiz. C 
Karl- Ludwig - Bahn. 


Abgang und Ankunft der Eifenbahnzüge 
vom 1. Auguſt 1859. 
: Abgang von Krakau 
Nach Wien 7 Uhr Früh, 3 uhr 45 Minuten Nachmittags. 
Nach Grantea (Warſchau) 7 Uhr Früb, 3 ubr 45 Min. Nachm 
Nach Myslowitz (Breslau) 7 Uhr Früh, ni 
Bis Ofrau und über Oderberg nach Preußen 9 ubr 45 N 
nuten Vormittags. 1 
Nach Ryesicw 5,40 Früh, (untun ft 12, 1 Nittage) i ned 
Przeworsk 10, 30 Borm. (Ankunft 4,30 Nachm) 
Nach Wieliczka 11 uhr Vormittags. 
Abgang von Wien 
Nach Krakau 7 Uhr Merglne 8 uhr 306 Minuten Abende. 
Abgang von Oftr 
Nach Krakau 11 bre Vormittage e 


Abgang von 
Nach Kratau I uhr 15 M. Rangteslewie 


Abgang v akewa 7 
Rach Grant 10 Abr d = Sıas 7 uhr 56 A541 
2 Uhr 32 gg, made 
ca 


und 1 Uhr 48 Minuten Mittag‘ 
Nach Trieb inte 7 Uhr 93 M. . 


Die Brutto⸗ Einnahme im | 
von 23 Meilen) betrug 


) Außerdem wurden 26,178 goll-Gtr, div. Regie⸗Guͤter ohne 
Anrecinung der he befördert. 
W li 1860. 


en, am 1. Ju 4 
Von der k. K. galiz. Karl-Cudwig-Bahn. . 86 ten 8 00 rb, 9 uhr Vorm, 2 u. 
eovbachtun 6Min. Nachmitt. 


Anrunft in Krakau 


1 Aenderung der Min. de 

Pr Barom.Höhe 2 Kichtung und Stäste ki 2 Grfeinungen ne Bon Ae ad an Aae a 
E all. Linie des Windes tm re in der Lu aufe d. Vorm. und 5 a 

“ . 0. Mean red. Reaumur der Luſt 5 ah 5 von . Von Pre und Aber benz aus preufen Sur 37 N. ap 

bgang 7 16 Nachm.) 8, 24 Abende, aus 


Aus N31 ( 
8 Peewo re Abgang 9 Uhr Vorm.) 2 Uhr Nachm. 


Aus Wie liczka 6, 40 Abende. 
Vuchdruckerel⸗Geſchäftsleiter: Anton Rother, 


+17 142 


